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Wissenschaftspolitik 1966/67
Stoltenberg erläutert seine Haltung — Vor Abkommen mit den Ländern und Verfassungsänderung

HD — Die Wissenschaftspolitik 1966 wird gegen Jahres­
ende einen neuen Höhepunkt erreichen. Das Jah r w ar ein­
geleitet worden mit der Großen Wissenschaftsdebatte des 
Bundestages und der ersten Lesung des Bundeshaushaltes. 
Zunächst ist zwar noch das Problem der Finanzierung der 
Deckungslücke von 180 Mio. DM für den Ausbau der be­
stehenden Hochschulen zu lösen, aber schon in der Wissen­
schaftsdebatte deutete sich an, daß grundsätzlichere F ra ­
gen der Wissenschaftspolitik gestellt sind. Vor Journa­
listen erläuterte Bundesforschungsminister Stoltenberg 
in Bad Godesberg im Rahmen eines Informationsge- 
sprächQs seine Haltung zu diesen Problemen.
Das Abkommen von Bund und Ländern über die gemein­
same Finanzierung von wissenschaftlichen Einrichtungen 

/ läuft am 31. Dezember dieses Jahres ab. In diesem Ab­
kommen hatten sich Bund und Länder verpflichtet je 250 
Mio. DM zum Hochschulausbau zur Verfügung zu stellen. 
Außerdem w ar die gemeinsame Finanzierung von Max- 
Planck-Gesellschaft, Deutscher Forschungsgemeinschaft 
und Honnefer Modell vereinbart worden. Stoltenberg 
tra t fü r den Abschluß eines neuen Abkommens ein, das 
in entscheidenden Teilen jedoch verändert werden soll. 
Das W issenschaftskabinett w ird sich in Kürze bereits mit 
dieser Frage beschäftigen. Stoltenberg meinte, in dieses 
Abkommen m üßten realistische Zahlen eingesetzt werden. 
Bei dem Abschluß des Abkommens waren Zahlen einge­
setzt worden, die schon zum Zeitpunkt der Unterzeich­
nung als überholt galten. Er wandte sich jedoch dagegen, 
daß eine Generalklausel in das Abkommen eingefügt 
werde, nach der entstehende Mehrkosten beim Hochschul­
ausbau ebenfalls von Bund und Ländern getragen werden

•sollten, und machte darauf aufmerksam, daß sowohl Bund 
wie Länder ein Bild der Anforderungen des Iiochschulaus- 
baus erhalten müßten, das ihnen realistische Dispositionen 
erlaube.
Der Wissenschaftsrat w ird Anfang 1967 einen neuen Gene­
ralplan über den Ausbau der bestehenden Hochschulen 
festlegen und dabei zugleich eine Gesamtplanung mit 
einer Prioritätsfestlegung vorlegen. Stoltenberg begrüßte 
diese Arbeiten und forderte, den Wissenschaftsrat zu stä r­
ken. Alle Planungen m üßten vorher dem Wissenschafts­
ra t vorgelegt und zu einem Gesamtprogramm koordiniert 
werden. Er kritisierte, daß die Länder in den vergangenen 
Jahren  im Zuge einer dynamischen Entwicklung mit all 
ihren Anforderungen teilweise eigene Wege im Hochschul­
ausbau gegangen seien. Der M inister nannte zwar keine 
Zahlen, die das neue Abkommen enthalten soll, machte je ­
doch darauf aufmerksam, daß eine Rationalisierung im 
Hochschulbau im Vordergrund stehen müßte. Der Wissen­
schaftsrat habe eine Kommission eingesetzt, die zu diesem 
Zwecke Vorschläge unterbreiten solle. Ein wirtschaft­
liches und rationelles Bauen sei unumgänglich.

Anders stelle sich die Frage für den Ausbau der neuen 
Hochschulen. Hier meinte Stoltenberg, daß die Neugrün­
dungen im Zusammenhang m it den Erörterungen über 
die Finanzreform und die Verteilung der Einkommen- und 
Körperschaftssteuer zwischen Bund und Ländern, die 
Ende dieses Jahres neu geordnet werden muß, gesehen 
werden müßten. Dieser Vorschlag sehe vor, den Hoch­
schulausbau und die Neugründungen zu einer Gemein­

schaftsaufgabe von Bund und Ländern zu erklären und 
beiden Teilen 50 Prozent der Kosten aufzuerlegen (s. dazu 
HD XIX/6). Stoltenberg verw ahrte sich in diesem Zusam­
menhang gegen eine Kritik, die von dem Vorsitzenden des 
Wissenschaftsausschusses des Deutschen Bundestages, Dr. 
Ulrich Lohmar, geäußert worden war. Lohmar hatte  er­
klärt, in der Wissenschaftspolitik würde ein Weg der 
Verfassungsänderungen auf den W iderstand der Länder 
stoßen und damit zwangsläufig zum Scheitern verurteilt 
sein. Stoltenberg meinte demgegenüber, es müsse zumin­
dest darüber gesprochen werden. Ein solches Gespräch 
würde unmöglich die Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern stören.
Der Minister wies darauf hin, daß die Länder nicht in 
der Lage seien — auch bei einer Erhöhung ihres Anteils 
aus der Einkommen- und Körperschaftssteuer —, ohne 
Mitwirkung des Bundes die Fragen des Hochschulausbaus 
zu lösen. Er räum te ein, daß der Bund sich am Ausbau der 
bestehenden Hochschulen in einem „prinzipiellen obligo“ 
befinde.
Die Bundesregierung wird den Bundesbericht Forschung II 
Anfang 1967 vorlegen. Dabei sollen zum Teil die Arbeiten 
aus dem ersten Bericht fortgesetzt und zum anderen auch 
neue Probleme erörtert werden.
Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion diskutierte 
in einer außerordentlichen Fraktionssitzung Fragen der 
Bildungs- und Wissenschaftspolitik. An dieser Sitzung 
nahmen auch der Berliner Schulsenator Hans-Heinz 
Evers, der Bremer Senator für das Bildungswesen, Moritz 
Thape, der Vorsitzende des kulturpolitischen Ausschusses 
beim SPD-Parteivorstand, W aldemar von Knoeringen, so­
wie das SPD-Vorstandsmitglied Willi Eichler teil. Dis­
kussionsthemen waren die Wissenschaftsförderung, die 
Ausbildungsförderung, die Frage der Bildungsforschung 
und der Bildungsplanung im Bildungsrat. Wie der Abge­
ordnete Raffert im Anschluß an die Sitzung mitteilte, hat 
sich die SPD-Bundestagsfraktion für eine praktische 
Zusammenarbeit in allen Fragen der Wissenschaftsförde­
rung zwischen Bund und Ländern ausgesprochen: Sie w ür­
digte dabei die bestehenden Abkommen zwischen Bund 
und Ländern. Die Aussichten einer Verfassungsänderung 
nach den Vorschlägen der Troeger-Kommission wurden 
als nicht sehr groß bezeichnet. Sollte es, so meinte die 
SPD-Bundestagsfraktion, nicht gelingen, den Bund an 
einer Neugründung von Hochschulen zu beteiligen und 
dafür ein Abkommen zu schließen, so sollte sich der 
Bund auf die Beteiligung an einzelnen wichtigen Objekten 
beschränken.
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Erhöhung der Gehälter für Wissenschaftler außerhalb der Hochschulen
Bund will an Besoldungseinheit festhalten

HD — Die Besoldung von Wissenschaftlern außerhalb der 
Hochschulen beschäftigte den Deutschen Bundestag in 
einer Fragestunde am 24. März. Der CDU-Abgeordnete 
Dr. Jahn/Braunschweig hatte die Bundesregierung ge­
fragt, ob sie bereit sei, im Rahmen der geplanten Besol­
dungsreform für Forschungsanstalten des Bundes zwi­
schen „staatlichem Verwaltungsdienst“ und „wissenschaft­
lichem Staatsdienst“ Unterscheidungen zu treffen.

Staatssekretär Dr. Hans Schäfer vom Bundesinnenmini­
sterium erklärte, die Bundesregierung sei bereit, bei einer 
geplanten Besoldungsreform die Besoldung der For­
schungsbeamten des Bundes zu verbessern. Bereits im 
zweiten Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und be­
soldungsrechtlicher Vorschriften, der sog. Harmonisie­
rungsnovelle, sei als erster Schritt auf diesem Wege die 
Überführung von Forschungsbeamten aus der Besoldungs­
ordnung A — aufsteigende Gehälter — in die Besol­
dungsordnung B — feste Gehälter — vorgesehen worden; 
es sollten damit jüngere Beamte sofort das Höchstgehalt 
erreichen.
Bei den künftigen Planungen für weitere Besoldungsneu­
regelungen sei vorgesehen, daß die Leiter der Anstalten 
und leitende Forschungsbeamte in diesen Anstalten 
innerhalb der Besoldungsordnung B erneut um eine Grup­
pe nach oben rückten. Die Bundesregierung habe sich zwar 
nicht bereit erklärt, eine eigene Besoldungsordnung für 
die wissenschaftlichen M itarbeiter in wissenschaftlichen 
Forschungsanstalten des Bundes zu schaffen, sie sei aber 
bemüht, die Besoldung der einzelnen Zweige der Beamten 
zusammen in einer einheitlichen Besoldungsordnung zu 
regeln. Auf dem Forschungssektor sollen jedoch andere 
Dienstpostenbewertungen als in der Verwaltung angelegt 
werden. Die Unterschiede zwischen Forschungsbeamten 
und verwaltenden Beamten rechtfertige aber — wie Schä­
fer ausführte — nicht eine Unterscheidung dahingehend, 
daß zwei verschiedene Besoldungsordnungen daraus ent­
stehen müßten.
Auf eine Zusatzfrage des SPD-Abgeordneten Dr. Müller/ 
München nach einem eigenen Tarifvertrag für Angestellte 
an Forschungsanstalten sagte Schäfer, dies sei noch nicht 
abschließend erörtert worden. Gegenwärtig befasse sich 
der Abteilungsleiterausschuß des Wissenschaftskabinetts, 
der seine Überlegungen demnächst abschließen wolle, mit 
dieser Frage.
Auf eine weitere Frage des Abgeordneten Dr. Jahn  er­
klärte  Schäfer, eine Anpassung der Bezüge für Wissen­

schaftler an ausländische Vorbilder sei nur sehr bedingt 
möglich, weil die Verhältnisse nicht vergleichbar seien. 
Allen Besoldungsmaßnahmen seien auch insofern Grenzen 
gesetzt als dabei das Gesamtbesoldungsgefüge nicht 
außer acht gelassen werden dürfe. Im übrigen sei zu be­
merken, daß es sich bei ausländischen Vorbildern häufig 
um Verträge handle, die zwar eine hohe Vergütung, nicht 
aber im gleichen Maße soziale Sicherungen, insbesondere 
eine Alterssicherung, garantieren. Die Bundesregierung sei 
gleichwohl der Auffassung, daß ihre Maßnahmen einer 
Abwanderung entgegenwirkten.
Auf eine andere Frage des Abgeordneten Jahn nach der 
zeitlichen Anrechnung eines Studien- oder Arbeitsauf­
enthaltes im Ausland verwies der Staatssekretär auf das 
Bundesbesoldungsgesetz und auf das Bundesbeamtenge­
setz. Eine volle Anrechnung dieser Zeiten komme nur in 
Frage, wenn die Tätigkeit im Ausland als solche im Dienst 
eines anderen Staates oder einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung zu bewerten sei. Ob aber auf 
diesem Gebiet weitere Verbesserungen der Einrichtungen 
vorgesehen werden müßten, um qualifizierte Fachkräfte 
für Forschungsanstalten des Bundes zu gewinnen und zu 
erhalten, werde innerhalb der Überlegungen zur Besol­
dungsreform erneut geprüft werden.
Der Verband der Wissenschaftler an Forschungsinstituten 
führte ein Gespräch m it der SPD-Bundestagsfraktion in 
Bonn. Der Verbandsvorsitzende Dr. Otto Creutzfeldt e r­
k lärte sich in dem Gespräch bereit, für eine Übergangs­
lösung zu verhandeln. In dieser Regelung sollen die Besol­
dungsgruppen sowohl für Wissenschaftler wie auch für 
technisches Personal verbessert und reform iert werden. 
Unabhängig von einer aktuellen Verbesserung fordert der 
Verband eine eigene Tarifordnung für Wissenschaftler 
an Forschungsinstituten außerhalb der Hochschulen. Die 
Gewerkschaft ÖTV setzt sich ebenfalls für eine eigene 
Tarifordnung ein.
Bundesforschungsminister Stoltenberg sprach sich anläß­
lich eines Gesprächs mit Journalisten in Bad Godesberg 
ebenfalls für eine Besoldungsverbesserung für Wissen­
schaftler an hochschulfreien Forschungsinstituten aus. In 
Zusammenarbeit mit dem Bundesinnenministerium, dem 
Finanzministerium und dem Wissenschaftsministerium 
sollen Vorschläge erarbeitet werden. Ob es zu einem 
eigenen Tarifvertrag für Wissenschaftler kommen wird, 
erscheint Stoltenberg noch ungewiß. Es sei dies nicht nur 
eine Frage des Bundes sondern auch der Tarifgemeinschaft 
Deutscher Länder.

Finanzierungsgesellschaft für den Hochschulbau
Ein Vorschlag aus der CDU-Fraktion — Göttingen als Beispiel

HD — Einen neuen Vorschlag zur Finanzierung des Hoch­
schulausbaues hat der CDU-Bundestagsabgeordnete und 
K ulturpolitiker Dr. Manfred Abelein vorgelegt. Dieser 
Vorschlag zeichnet folgendes Bild: Bund, Länder und 
Gemeinden gründen eine selbständige Rechtsperson — 
vielleicht in der Form einer GmbH —, die sich größten­
teils aus V ertretern der Parlam ente zusammensetzt. Der 
Schlüssel für die Repräsentantenzahl w äre festzulegen; 
er könnte sich am Finanzvolumen der Aufwendungen für 
die Hochschulen orientieren. Diese Institution soll in Zu­
sammenarbeit m it den Hochschulen die jährlich von der 
öffentlichen Hand für Hochschulzwecke bereitgestellten 
Gelder verteilen. Die Rechtsform soll so gestaltet werden, 
daß die neue Gesellschaft in der Lage ist, auf dem Kapi­
talm arkt Gelder aufzunehmen. Bund, Länder und Ge­
meinden bürgen für diese Gelder und übernehmen auch 
Rückzahlungen und den Schuldendienst. Später soll fest­
gelegt werden, wie diese Institution m it dem Wissen­
schaftsrat Zusammenarbeiten soll, oder ob sie nach einer 
Umgestaltung evtl, m it diesem identisch werden kann. 
Sollte sich die globale Zuweisung der Mittel an die neue 
Institution als undurchführbar erweisen, so meinte Abe­
lein, könnte man mindestens den Teil verwirklichen, der 
den K apitalm arkt für die Hochschulen erschließt. Dabei 
sei zu bedenken, daß die Troeger-Kommission die Lasten­
verteilung bei der Hochschulfinanzierung für so schwer­
wiegend ansah, daß sie sie unter ihren Gemeinschafts­

aufgaben einreihte und in diesem Zusammenhang sogar 
eine problematische Grundgesetzänderung vorschlug. Vor 
diesem Hintergrund werde ein zunächst vielleicht spek­
takulär klingender Vorschlag diskutabel erscheinen. Ge­
gen das Argument, die Entscheidungsbefugnisse der P ar­
lamente würden durch eine solche Institution beeinträch­
tigt, sagte Abelein, daß durch die personelle Vertretung 
der parlamentarische Einfluß gesichert bleiben könne. Ein 
weiterer Einwand könnte lauten, die Haushaltsmittel, die 
dem Parlam ent zur Verfügung ständen, würden noch 
weiter eingeschränkt, indem ein Teil davon auf eine Fi­
nanzierungsgesellschaft übertragen werde. Dieser Ein­
wand träfe jedoch nicht zu. Es sollten keine neuen ge­
setzlichen Verpflichtungen begründet werden, sondern es 
sollte eine geeignete Form für eine sachgerechte Finan­
zierung wichtiger Gemeinschaftsaufgaben auf dem Gebiet 
von Wissenschaft und Forschung gefunden werden. Abe­
lein wies auf das Beispiel der „ö ffa“ (Deutsche Gesell­
schaft fü r öffentliche Arbeiten) beim Autobahnbau hin. 
Diese Institution übe eine vergleichbare Funktion aus.
Zur Begründung seines Vorschlages wies Abelein darauf 
hin, daß das Land Niedersachsen m it der „Neuen Heimat“ 
und dem Ingenieurbüro der Friedrich Krupp-Universal­
bau über die Gründung einer privaten Gesellschaft zum 
Ausbau der Göttinger U niversität verhandle. Dieser Vor­
schlag habe die positive Seite, daß das beim Staat nicht 
schnell genug verfügbare Geld von privater Seite heran­



zuschaffen wäre. Außerdem wies Abelein auf das britische 
Beispiel hin, bei dem die Mittel für die Hochschulen 
durch das „University grants committee“ und die „Con­
ference of vicechancellors and principals“ verteilt würden. 
Auf gewisse Bedenken seines Fraktionskollegen Dr. Hans 
Dichgans erwiderte Abelein, daß die Finanzierungsgesell­
schaft nicht unabhängig sein sollte, sondern so m it den 
Parlam enten verknüpft sei, daß deren Kontrollrecht un­
m ittelbar gewährleistet bleibe. Dichgans hatte auch auf 
Mißstände in der Bauplanung hingewiesen. Dazu erklärte 
Abelein, in der Praxis werde jedoch, insbesondere bei 
Berufungen, gegen die Grundsätze der sachangemessenen 
Sparsamkeit verstoßen. Nicht selten zeugten U niversitäts­
baulichkeiten stärker vom Prestigebedürfnis eines Pro ­
fessors als von wissenschaftlichen Notwendigkeiten. Die­
ser Ubelstand werde allerdings vorwiegend auch dadurch 
ermöglicht, daß die Professoren bei Berufungsabwen­
dungsverhandlungen die Hochschulverwaltungen verschie­
dener Länder gegeneinander ausspielen könnten. Das 
würde sich jedoch m it einem Schlage ändern, wenn die 
M ittelvergabe von einer zentralen Stelle gesteuert würde, 
so daß die Konkurrenz der öffentlichen Hände gegen­
einander entfiele. In einem Schreiben an Dichgans wies 
Abelein darauf hin, daß nicht alle Hochschulen alle wis­
senschaftlichen Probleme mit gleicher Intensität angehen 
könnten. Es müßten in Zukunft Schwerpunkte der For­
schung und Lehre gebildet werden. Diese allgemeine Ein­
sicht habe es leider überaus schwer, sich gegen die par­
tikularen Interessen der Hochschulen durchzusetzen. Auch 
in dieser Frage würde das von ihm vorgeschlagene F i­
nanzierungsinstitut einer optimalen Lösung entsprechen. 
Der Wissenschaftsrat habe bisher nur Raumprogramme 
entworfen. Fast noch wichtiger sei es, für die Ausstat­
tung Charakteristiken zu bestimmen. Gerade die Ausstat­
tungswünsche könnten sich heute reichlich ungehemmt 
hervortun. Hier m üßten nach Disziplinen und Richtungen

variable Programme aufgestellt werden und ihre Einhal­
tung durch entsprechende Kontrolle der Mittel gewähr­
leistet werden. Hier entstehe eine neue Aufgabe für die 
Finanzierungsgesellschaft. Die , zentrale Steuerung der 
Bauvorhaben dürfte, insbesondere angesichts der derzeit 
gedämpften K onjunktur auf dem Baum arkt erlauben, 
auch preisregulierend zu wirken. Es sei bekannt, daß die 
Baupreise von Land zu Land oft verblüffende Differen­
zen aufwiesen, die sich nicht aus unterschiedlichen regio­
nalen Bedingungen, sondern aus ungleichem W ettbe­
werbsdruck erklärten. Die Einführung eines gesamtbun­
desrepublikanischen Baumarktes auf dem Hochschulsek­
tor würde mit Sicherheit eine Preisregulierung nach un ­
ten bedeuten.

Abelein bemerkte auch, daß die größten Vorteile der zu 
gründenden Gesellschaft sich natürlich für die Hochschulen 
selbst ergeben würden. Nicht zuletzt deshalb, weil sich 
dadurch neue, von den Hochschulen seit langem ge­
wünschte Formen der Hochschulpolitik durch die K ultus­
ministerien ermöglichen ließen.
Stoltenberg sicherte zu, daß der Vorschlag Abeleins 
gründlich von der Bundesregierung geprüft werde. Er 
stellte jedoch zugleich ein paar kritische Fragen. Dabei 
stand im Vordergrund, daß die neu zu gründende Gesell­
schaft auch Kredite auf dem Geldmarkt aufnehmen soll. 
Eine solche Politik sei nur dann zu vertreten, wenn damit 
gerechnet werde, daß in den nächsten Jahren der Bedarf 
sinke und dann die Kredite zurückgezahlt werden können. 
Aller Voraussicht nach aber sei in den nächsten Jahren 
ein steigender Bedarf zu erwarten. Mit einem Absinken 
könne nicht gerechnet werden, auch stelle die Gründung 
einer solchen Gesellschaft schwierige Fragen an das Haus­
haltsrecht. Die Bundesregierung werde bei ihrer Prüfung 
auch die Erfahrungen der niedersächsischen Regierung 
auf diesem Gebiet mit berücksichtigen.

Schreiben der W RK an den VDS
Die Westdeutsche Rektorenkonferenz hat am 23. März in 
einem Schreiben an den Verband Deutscher Studenten­
schaften zu dessen Broschüre „Studienreform 1965“ (siehe 
HD XIX/5, S. 10) Stellung genommen.
In den einleitenden Sätzen des Schreibens, das an den 
Vorsitzenden des VDS und die beiden Verfasser der Bro­
schüre gerichtet ist, stimmt die WRK der These des VDS 
zu, daß Reform „die Übertragung wissenschaftlicher A r­
beitsprinzipien auf alle Vorgänge in der Hochschul- und 
Studienorganisation“ voraussetze. Zugleich stellte sie je ­
doch fest, daß die Publikation „dieses Prinzip auf das 
schwerste durch
•  parteiliche Auswahl und Unterdrückung von Dokumenten,
•  einseitige Kommentierung,
•  Vernachlässigung der Chronologie und 

oberflächliches Quellenstudium
Verletzt“.
Das Präsidium  bedauere, so heißt es dann weiter, daß 
die Verfasser meinten, in ihrer Broschüre beweisen zu 
können, von seiten der Hochschule sei keine Bereitschaft 
zur Reform vorhanden und sie müßte zur Reform gezwun­
gen werden. Die Dokumentation solle „offensichtlich dem 
Beweise dienen“, daß nicht die Hochschulen, sondern zwei 
Politiker die Diskussion entfacht und in Gang gehalten 
hätten. Die Rektorenkonferenz w irft dem VDS an dieser 
Stelle vor, „die einfachsten unerläßlichsten Methoden 
wissenschaftlicher A rbeit“ zu vernachlässigen.
Die geistigen Grundlagen der gegenwärtigen Diskussion 
habe Prof. Rücker in seiner Arbeit „Studiendauer und 
Studienerfolg an den wissenschaftlichen Hochschulen West­
deutschlands“ im Dezember 1960 gelegt. Vor dieser Arbeit 
sei das Thema schon durch das Blaue Gutachten (1948), die 
H interzartener Reformkonferenz (1952), den Ettlinger 
Kreis (1957), die 5. bzw. 24. Delegiertenkonferenz des VDS 
(1950 bzw. 1954) und den 5. Deutschen Studententag (1958) 
behandelt worden (Es folgt sodann eine Aufzählung von 
14 Dokumenten, Vorträgen etc., die sich auf die „Spe­
zialisierung der Reformdiskussion auf die Studiendauer“ 
beziehen).
Das vom VDS geforderte Zusammenwirken von Staat 
und Hochschule habe von Anfang an bestanden; von dieser 
Tatsache hätte  sich der Verband Deutscher Studenten­
schaften „leicht durch Benutzung unseres öffentlich zu­
gänglichen Archivs, durch Akteneinsicht oder am 18. 1.1965

vor der Publikation in Ihrem  langen Gespräch mit dem 
Sekretär der Kommission für Prüfungs- und Studienord­
nungen, H errn Dr. Reschke, überzeugen können, wenn 
Ihnen daran gelegen gewesen w äre“. Die Dokumentation 
des VDS enthalte aber nur drei der genannten Dokumente; 
außerdem befände sich die Beratung in der LI. WRK 
(7. 2. 1964) „wider alle historische W ahrheit“ an fünfter 
Stelle. Wie wenig den Verfassern „an einer Tatsachen­
feststellung“ gelegen sei, gehe auch aus der Ignorierung 
der Aufsätze von Minister Schütte und Präsident Sieverts 
in den M itteilungen des Hochschulverbandes vom März 
1964 hervor, „in denen sachliche Antworten auf sachliche 
Fragen gegeben w erden“.
Als ein Beispiel, das die „Voreingenommenheit und Ten­
denz“ der Broschüre besonders deutlich zeige, nennt das 
Schreiben dann die Behauptung des VDS, die Rektoren­
konferenz habe „sich ,auf Ihrer LIV. Plenarversammlung 
. . .  im Juli 1965 auf Punkt 9 ihres . . . reformfreudigen 
Katalogs . . . zurück(gezogen)', die Reformvorschläge 
auf die Befristung der Im m atrikulation beschränkt und 
alles dies, weil ,die Hochschulen (den) öffentlichen Druck 
nicht m ehr ignorieren konnten’.“ Die WRK habe aber auf 
ihrer L. und LI. Plenarversammlung studienzeitverkür­
zende Maßnahmen beraten und eine Reihe von Empfeh­
lungen verabschiedet.
Im Schreiben der Rektorenkonferenz heißt es zu diesem 
Punkte wörtlich:
,,a) Bereits am 6. 7. 1962 (SH 235/1962) trug die XLVIII. 
WRK Bedenken, einem Anträge der TU Berlin zu folgen, 
überlange Studienzeiten durch Zwangsimmatrikulationen 
wegen mangelnder Leistung zu beenden; die Plenarver­
sammlung verwies den Gegenstand in die Hochschulrechts­
kommission, die sich den Bedenken m it der Begründung 
anschloß, Zwangsimmatrikulationen seien disziplinäre 
Maßnahmen. Einer Befristung der Im m atrikulation hinge­
gen bescheinigte die Hochschulrechtskommission, später 
und zur Vorbereitung der Beratungen in der LIV. P lenar­
versammlung, rechtliche Unbedenklichkeit. Diese Tatsa­
chen waren dem VDS aus den Plenarberatungen am 6. 2. 
1962 und den Unterlagen der folgenden Plenarversam m ­
lungen bekannt.
b) Obgleich der VDS eingeladen war, am 13. 7. 1965 der 
Erläuterung der Plenarbeschlüsse der LIV. WRK vom 
9. 7. 1965 (Grundsatzerklärung betr. Staatsprüfungsord-



nungen, Reform des Philosophicum und Pädagogicum, 
Zwischenprüfungen in Philosophischen und Mathematisch- 
Naturwissenschaftlichen Fakultäten, Im m atrikulations­
befristung) durch den Herrn Präsidenten vor der Presse 
beizuwohnen, gab er am 12. 7. 1965 über dpa (132 km) 
eine Stellungnahme ausschließlich zur Im m atrikulations­
befristung an die Presse; erst Herr Dr. Kalischer veran- 
laßte, um in der Öffentlichkeit auch die Erläuterung des 
H errn Präsidenten wirksam zu machen, daß die VDS- 
Nachricht m it einer Sperrfrist versehen wurde. Da der 
Presseverteiler des VDS nicht mit dem Kreise der an den 
Pressegesprächen der WRK teilnehmenden Journalisten 
übereinstimmt, provozierte die Meldung des VDS die in 
der Dokumentation wiedergegebenen einseitigen Presse­
artikel (S. 89 bis 105).
c) Dem.VDS w ar die Erläuterung des Herrn Präsidenten 
der WRK über den Gesamtzusammenhang der Reform­
maßnahmen (LI. bis LIV. WRK) in vollem Umfange be­
kannt, bevor die außerordentliche Mitgliederversamm­
lung des VDS am 18. 7. 1965 (VDS-info 6/65 S. 5) aus­
schließlich zur Im m atrikulationsbefristung Stellung nahm.
d) Das Generalsekretariat der WRK bemühte sich noch 
einmal, den VDS zu einer sachlichen Abwägung der Zu­
sammenhänge des gesamten Reformkatalogs der LI. und 
LIV. WRK vom 7. 2. 1964 (S. 53 ff.) und 9. 7. 1965 m it der 
Im m atrikulationsbefristung zu bewegen: Als Herr Heinz 
zwecks M aterialsammlung wenige Tage vor dem 17. 10. 
1965 die WRK aufsuchte, erbot sich Herr Kalischer, vor 
den Fachschaftsvertretern des VDS am 17. 10. 1965 die 
Zusammenhänge zu erläutern. Der VDS machte von 
diesem Anerbieten keinen Gebrauch, sondern zog es vor, 
das willkürlich isolierte Problem der Befristung der Im ­
m atrikulation durch die H erren Fachschaftsvertreter allein 
behandeln zu lassen (s. 61 ff.).
e) Obgleich nach diesen Vorgängen schon deutlich war, 
daß Sie die Tatsachen zu arrangieren beabsichtigten, 
wurden Sie zum Pressegespräch des Herrn Präsidenten 
am 15. 12. 1965 eingeladen. Dabei wurde Ihnen die unter 
dem 13. 12. 1965 datierende Denkschrift über „Studien­
reform und befristete Im m atrikulation“ ausgehändigt, in 
welcher der Gesamtkomplex dargestellt ist. Das Präsi­
dium kann Ihnen den Vorwurf intellektueller Unredlich­
keit gegen die Methode nicht ersparen, daß Sie aus dieser 
Denkschrift ohne genaue Angabe der Quelle lediglich die 
Tabelle (S. 42) abdrucken, hingegen den gesamten übrigen 
Inhalt der Denkschrift unterdrücken.“
Als ein weiteres Beispiel, „wie weit Forderung und Wirk­
lichkeit der M itarbeit des VDS an der Studienreform aus­
einandergehen“, führt die Rektorenkonferenz an, daß der 

, Verband Deutscher Studentenschaften mehrere Entwürfe 
von Rahmenprüfungsordnungen, die dem Verband auf­
grund einer Absprache zwischen ihm und der WRK zur 
Stellungnahme überm ittelt worden wären, unbeantwortet 
gelassen habe. „Sie werden verstehen, daß es dem Präsi­
dium der WRK selbst bei Würdigung der Diskontinuität

der Arbeit im VDS nicht möglich ist, bei seinem Urteil von 
dem Glauben auszugehen, diese Tatsachen seien Ihnen 
unbekannt gewesen. Auch erm untert diese Erfahrung nicht 
zu einer institutioneilen Erweiterung der Kommission.“
Des weiteren kritisiert die Rektorenkonferenz, daß der 
6. Teil der Broschüre „eine höchst magere Auswahl“ aus 
den Empfehlungen der Hochschulen, Fakultäten, Hoch­
schullehrer und Studenten treffe. (Es folgt die Aufzäh­
lung einer ganzen Reihe von Aufsätzen, Berichten, Proto­
kollen von Fakultätentagen etc.) und weist darauf hin, daß 
der VDS die Akten mit Erlaubnis der Vorsitzenden der 
Fakultätentage hätten einsehen können.
Die letztgenannten Quellen bewiesen einen anderen als 
den vom VDS postulierten Ursprung der Studienreform, 
argum entiert die WRK. „Nicht der Wille von Politikern 
im Jahre 1963, sondern die Uberfüllung der noch nicht 
ausgebauten Hochschulen mit den starken Geburten jahr- 
gängen seit 1957“ habe die Reformdebatte provoziert. Auch 
werde sich der VDS daran erinnern, daß er selbst in der 
Zeit zwischen 1958 und 1960 „zeitweise in der Kommission 
der WRK mitgewirkt hat, deren Name ,Uberfüllung und 
Zuordnung' die Mittel kennzeichnete, mit denen man der 
Schwierigkeiten vor 1962 H err zu werden hoffte“. „Anfang 
und Schlüssel der gegenwärtigen Debatte“ lägen also „für 
einen sorgsamen Bearbeiter einer Dokumentation“ in den 
Fakultäten und Fakultätentagen. Nicht zufällig sei Prof. 
Rücker, „der 1960 als erster Studienzeit und Studienerfolge 
erm ittelte und verglich“, Vorsitzender des Fakultätentages 
gewesen. Das Verdienst der beiden Politiker werde da­
durch nicht geschmälert.
Das Schreiben schließt wie folgt: „Der H err Präsident 
der Westdeutschen Rektorenkonferenz sieht sich ange­
sichts dieser Tatsachen vorerst nicht in der Lage, die auf 
gegenseitigem Vertrauen beruhende Arbeit im Ständigen 
Ausschuß für Studentenfragen fortzusetzen oder gar die 
Empfehlung der 18. ordentlichen Mitgliederversammlung 
des VDS, eine ,Hochschulkonferenz' zum Problem der 
Studienreform einzuberufen, aufzugreifen, bevor Sie nicht 
zu diesem Schreiben und seinen Einzelheiten Stellung 
genommen und seinen W ortlaut den Herren Vorsitzenden 
der Studentenschaften, welche Mitglieder des VDS sind, 
zugeleitet haben.“

i

Absicht und Inhalt der Broschüre seien einseitig mißver­
standen worden, sagte der VDS in einer kurzen Presse­
mitteilung vom 31. März zu vorstehendem Schreiben. Eine 
ausführliche Stellungnahme hat — wie aus dieser Mittei­
lung weiter hervorgeht — der Vorsitzende des Verbandes 
Deutscher Studentenschaften in einem persönlichen Schrei­
ben an den Präsidenten der Westdeutschen Rektorenkon­
ferenz angekündigt. In diesem Schreiben ersucht der VDS- 
Vorsitzende um ein Gespräch, bei dem die „deutlich ge­
wordenen M ißverständnisse“ geklärt und eine Fortsetzung 
der gemeinsamen Studienreformbemühungen gesichert 
werden sollen. Die offizielle Stellungnahme des VDS soll 
am 13. April veröffentlicht werden.

Studentenwohnheime 1966
Jetziger Stand der Wohnheimfinanzierung — Probleme der Mensen

HD — In einer Pressekonferenz am 24. März informierte 
Prof. Dr. Hallermann als Vorsitzender über Probleme und 
Pläne des Deutschen Studentenwerkes, insbesondere über 
die derzeitige Lage des Studentenwohnheimbaus und der 
Mensen. Er zeigte sich in seinen Ausführungen vor allem 
über die Finanzierung des Wohnheimbaus besorgt. Die im 
Entw urf des Bundesjugendplanes 1966 vorgesehenen 14,8 
Mio. DM stünden nicht zur Verfügung, da — wie in den 
Vorjahren — m it einer allgemeinen Haushaltskürzung und 
einer Ausgabensperre für Baumittel in der Höhe von 20 
Prozent gerechnet werden müsse. Auch die Baudarlehen 
des Bundesministers für Wohnungswesen und Städtebau, 
die in den vergangenen H aushaltsjahren in Höhe von je ­
weils 5 Mio. DM gewährt wurden, würden 1966 nur noch 
beschränkt zur Verfügung stehen. Dagegen sei zu erw ar­
ten, daß die erforderlichen Finanzierungsbeiträge der 
Länder im allgemeinen bewilligt würden.
Nach der zwischen Bund und Ländern geltenden F inan­
zierungspraxis müsse der Bund im Jahre  1966 allein für 
Wohnheime, die sich in Darmstadt, Gießen, Hamburg, 
Hannover, Köln, Konstanz und anderen Orten im Bau 
befinden, noch rund 21 Mio. DM aufbringen. In Aachen, 
Bonn, Braunschweig, Frankfurt, Göttingen, Hamburg, 
Heidelberg, Kiel, Köln, S tu ttgart und Tübingen könnten

ferner baureife Projekte mit einem Gesamtvolumen von 
43 Mio. DM in Angriff genommen werden, wenn die 
jährlich hierfür erforderlichen Raten vom Bund zur Ver­
fügung gestellt würden. 1966 reichten möglicherweise' 
wenige Millionen DM aus, die Ausführung dieser P ro ­
jekte in Gang zu setzen, wenn gleichzeitig gesichert wäre, 
daß auch in den folgenden Jahren ausreichende Mittel 
dafür bereitgestellt würden. Dann ließe sich auch die er­
forderliche Planung w eiterer Vorhaben betreiben, die 
jetzt durch die Ungewißheit der Finanzierung gelähmt zu 
werden droht.
Um innerhalb der nächsten fünf Jahre  den gegenwärtigen 
Stand von 40 000 Wohnheimplätzen auf 70 000 anzuheben, 
m üßte der Bund in diesem Zeitraum jährlich 30 Mio. DM 
zur Verfügung stellen. Dann wäre das vom Studentenwerk 
im Jahre  1958 projektierte Ziel, jeden dritten Studenten 
in einem Wohnheim unterzubringen, erreicht. Das S tu­
dentenwerk schlägt vor, eine Vereinbarung zu treffen, wie 
sie zwischen Bund und Ländern zur Finanzierung des 
Honnefer Modells getroffen worden sei.
In einem neuen Memorandum, dem „Düsseldorfer Wohn- 

. heimplan 1966“ richtet das DSW das dringende Ersuchen 
an die Verantwortlichen, die Länderm ittel zu erhöhen und 
die Bundesmittel zu verdoppeln; außerdem werden in



diesem Plan eine Reihe von Rationalisierungsmaßnahmen 
zur Senkung der Baukosten vorgeschlagen.
Wohnheimstatistik 1966
Nach einer statistischen Übersicht, die bei der Presse­
konferenz ausgegeben wurde, ist die Zahl der Wohn­
heimplätze von 229 Heimen mit 22 973 Plätzen im Jahre 
1961 auf 444 Heime mit 37 789 Plätzen im Jahre 1965 
gestiegen. Die Zahl der Einbettzimmer wurde' verdoppelt. 
1961 waren es 12 261 und heute sind es 25 495. Nahezu 
konstant geblieben ist dagegen die Zahl der Doppel- und 
Mehrbettzimmer (1961: 11 306, 1965: 11 703). Verdoppelt 
wurde ebenfalls die Zahl der Wohnheimplätze für aus­
ländische Studenten. Sie betrug 1961 3 311 und beträgt 
heute 6 888.
Die Zahl der Wohnheimplätze verteilt sich auf die ein­
zelnen Länder wie folgt: Bayern 8 744, Nordrhein-W est- 
falen 6 951, Baden-W ürttemberg 6 047, Niedersachsen 3 834, 
Hessen 3 577, Berlin 3 026, Rheinland-Pfalz 1 489, Hamburg 
1 462, Schleswig-Holstein 1 203, Saarland 704 und Bremen 
81. Träger der Wohnheime sind überwiegend die Studen­
tenwerke mit 137 Heimen (15 357 Plätze); an zweiter Stelle 
folgen die Heime konfessioneller Träger.
Neue DSW-Dokumentation: „Die Mensa“
Abschließend sprach Prof. Dr. Hallermann über die jetzt 
vom Studentenwerk vorgelegte Broschüre „Die Mensa“;

sie enthält den Bochumer Mensaplan von 1962, den Bericht 
des M ax-Planck-Instituts für Ernährungsphysiologie über 
das Mensa-Essen an den Universitäten und Hochschulen 
der Bundesrepublik (1958-1961) sowie eingehende Berichte 
über acht in den letzten Jahren erbaute oder umgebaute 
Mensen.

Zum Gutachten des M ax-Planck-Instituts führte er aus, 
daß es zwar in seinem Berichtsstand überholt, aber in 
seinen Forderungen noch nicht erreicht und daher durch­
aus aktuell sei. Nach Feststellungen des Gutachtens solle 
ein Mittagessen 1 200 Kalorien enthalten; die tatsächlichen 
Werte lägen aber auch heute noch vielfach zwischen 800 
und 1 000 Kalorien.

Bezüglich der staatlichen Mensa-Zusüsse, die nicht für 
M aterial-, sondern durchweg für Betriebskosten gewährt 
würden, teilte Prof. Hallermann mit, daß die Zuschüsse 
zwischen 18 Pfennigen und 1,10 DM pro .Mensa-Essen 
schwankten. Die Essenpreise in den Mensen lägen bei 
1,10, 1,30 und 1,50 DM. Die Forderung des Deutschen Stu­
dentenwerkes nach modernen Einrichtungen und Koch­
methoden werde zwar langsam, aber sicher realisiert. 
Prof. Hallermann schloß mit den Worten, daß die Gut­
achtertätigkeit des M ax-Planck-Instituts zur Zeit fort­
gesetzt werde.

Neuordnung der Schwerpunktbildung an den Hochschulen
LV. Plenarversammlung der Westdeutschen Rektorenkonferenz in Mannheim am 9. 2. 1966

HD — U nter den Entschließungen der Plenarversammlung 
nimmt die Stellungnahme zur Frage der Schwerpunkte 
einen besonderen Platz ein. Nach einem Situationsbericht 
des Vorsitzenden der Arbeitsgruppe, Magnifizenz Rüegg/ 
F rankfurt (Main), die sich mit diesen Problemen beschäf­
tigt, wurde folgender Beschluß gefaßt, den wir hier zu­
sammenfassen:
Obwohl die bisherigen Erfahrungen der Hochschulen mit 
den vom Wissenschaftsrat 1960 vorgeschlagenen Schwer­
punkten uneinheitlich sind, wird dennoch das Prinzip, 
durch eine Konzentration der personellen und sachlichen 
K räfte eine bessere W irksamkeit der Forschung in den 
Hochschulen zu erreichen, als richtig anerkannt und be­
stätigt. Allerdings wären Vorschläge zur Finanzierung 
und regelmäßige Überprüfung notwendig gewesen. Des­
halb begrüß die WRK die Bemühungen des Wissenschafts­
rates, fü r die bevorstehenden Empfehlungen die Modali­
täten des Funktionierens des Schwerpunktsystems deut­
licher zu kennzeichnen. Sie stimmt dem Vorschlag des 
W issenschaftsrates zu, künftig nicht m ehr zwischen Son­
dergebieten und Schwerpunkten zu unterscheiden. Nach 
Ansicht der WRK sollten die Kriterien für die Bestim­
mung der Schwerpunkte jeweils nach ihrem Gegenstand, 

Jh re r  Dauer und der A rt Finanzierung differenziert werden, 
pm  Zuge der Zusammenarbeit mit wissenschaftlichen Ein­
richtungen außerhalb der Hochschulen, die von der WRK 
begrüßt wird, hält sie es für dringend geboten, daß auch 
die Hochschulen selbst entsprechende Verbundsysteme für 
Schwerpunkte untereinander entwickeln. Besonderen Wert 
legt sie auf die Prüfung der Frage, ob und wie die nicht 
der eigenen Hochschule angehörenden Forscher des glei­
chen Fachgebietes an den Schwerpunkten beteiligt werden 
können. Die notwendige Beschränkung auf eine begrenzte 
Zahl von Schwerpunkten an den einzelnen Hochschulen 
dürfe nicht zu einem starren System führen. Eine regel­
mäßige Überprüfung sollte mit dem Ziel vorgenommen 
werden, neuen Entwicklungen Rechnung zu tragen und 
erschöpfte Forschungsbereiche aus der besonderen För­
derung herauszunehmen. In diesem Bereich sollten sich 
die Hochschulen selbst verantwortlich fühlen und gege­
benenfalls entsprechende Senatskommissionen einrichten. 
Bei der Finanzierung sind nach Ansicht der WRK tun ­
lichst Kollisionen mit dem normalen Finanzbedarf der 
Hochschulen zu vermeiden. Auszugehen ist davon, daß 
die Schwerpunkte innerhalb der Hochschulen gewachsen 
und mit ihrem Grundbedarf haushaltsmäßig dort veran­
kert sind. Der für ihre intensive Pflege erforderliche 
außerordentliche finanzielle Aufwand m üßte durch eine 
m it der Forschungsförderung betraute Selbstverwaltungs­
organisation der Wissenschaft getragen werden.
Den vom Wissenschaftsrat vorgesehenen Weg der Anmel­
dung von Schwerpunkten durch die Hochschulen hält die 
WRK für richtig, b ittet jedoch den Wissenschaftsrat, den

Hochschulen baldmöglichst eine Zusammenstellung aller 
vorgeschlagenen Schwerpunkte zu übermitteln. In stritti­
gen Fällen sollten die interessierten akademischen Gre­
mien eine Übereinkunft über die Verteilung und Koor­
dinierung der Aufgaben erzielen, bevor der Wissenschafts­
ra t endgültig über die Einrichtung dieser Schwerpunkte 
beschließt.
Nach einer Anregung der WRK sollte der Wissenschafts­
ra t zusammen mit den anderen Wissenschaftsorganisa­
tionen prüfen, auf welche Weise m it Ministerien und 
Stiftungen eine Abstimmung in der Zielsetzung und in der 
Finanzierung von Forschungsvorhaben erfolgen kann. 
Eingangs hatte  Prof. Rüegg darauf hingewiesen, daß die 
Empfehlung zur Beteiligung am europäischen Schwer­
punktprogramm absichtlich noch allgemein gehalten sei, 
um künftige Beratungen auf Grund der Konferenz der 
Forschungsminister der OECD-Staaten und der neuen 
Empfehlungen des Wissenschaftsrates nicht zu präjudi- 
zieren. Demgemäß begrüßt die WRK die Bemühungen der 
OECD, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der For­
schung in Europa zu verstärken. Eine Beteiligung deut­
scher Forschungseinrichtungen wird empfohlen. Dabei 
wird eine Abstimmung der von mehreren europäischen 
Organisationen in diesem Zusammenhang verfolgten P lä­
ne untereinander befürwortet.
Zur Frage der korporationsrechtlichen Sicherstellung von 
im Ausland tätigen Wissenschaftlern in der Heimat em­
pfiehlt die WRK die Einrichtung einer Senatskommission 
oder eines Senatsbeauftragten an jeder Hochschule. Von 
diesen Stellen aus sollten die Probleme mit den Fakul­
täten und den Ministerien verhandelt werden, um die 
W eiterführung der wissenschaftlichen Laufbahn in 
Deutschland und die finanzielle Altersversorgung der im 
Ausland tätigen Wissenschaftler zu sichern.
Die Plenarversammlung bestätigte den Beschluß des Län­
derausschusses, den Rektoren der acht „klassischen“ Uni­
versitäten Ostdeutschlands (Berlin/Ost, Dresden, Freiberg 
i. S., Greifswald, Halle, Jena, Leipzig und Rostock) regel­
mäßig die in W estdeutschland erfolgten akademischen 
Wahlen anzuzeigen.
Neu aufgenommen in die WRK wurde die Medizinische 
Hochschule Hannover, als beitragspflichtiges Mitglied.
Die LVI. Plenarversammlung der WRK soll vom 5. bis 7. 
Ju li 1966 in Hamburg stattfinden. Gleichzeitig hat der 
DAAD seine Mitgliederversammlung für den 8. Juli 1966 
ebenfalls nach Hamburg einberufen.
Für die Amtszeit vom 1. August 1966 bis 31. 7. 1967 wurde 
Prof. Dr. jur. R. Sieverts/Hamburg als Präsident der WRK 
wiedergewählt. Über den Ausbau der Hochschulen 1966 
machte der Präsident, Prof. Sieverts, vor der P lenarver­
sammlung richtungweisende Ausführungen, die w ir an ­
schließend auszugsweise wiedergeben:



In der ersten amtlichen Verlautbarung über unser Memo­
randum  ist seitens der Bundesregierung bedauert worden, 
daß das Memorandum sich nur an den Bund richte und 
nicht auch gleichzeitig an die Länder. Der Grund für diese 
„Einseitigkeit“ liegt einmal darin, daß die Westdeutsche 
Rektorenkonferenz sich nicht in Landesangelegenheiten 
einmischen möchte, sondern das den Landesrektorenkon­
ferenzen und wo es eine solche nicht gibt, der Universi­
tä t des betreffenden Landes überläßt. Die WRK hat aber 
ihren Mitgliedshochschulen empfohlen, sobald wie möglich 
parallele Aktionen in den Ländern einzuleiten. Einseitig 
m ußte die WRK in ihrem Memorandum aber auch aus 
dem Grunde bleiben, da es ihr nicht möglich war, in so 
kurzer Frist Unterlagen über die darin vorgesehenen Be­
träge für die Wissenschaftsförderung zu erhalten. Sie ist 
aber bemüht, über ihre Mitgliedshochschulen auch hier­
über eine zuverlässige Übersicht zu bekommen.
Der zweite Einwand, der seitens der Bundesregierung ge­
gen unser Memorandum erhoben worden ist, geht dahin, 
daß die Länder Bauprojekte begonnen hätten, ohne sie 
vom Wissenschaftsrat begutachten zu lassen und ohne 
sich rechtzeitig davon zu überzeugen, ob für sie eine 
Bundeshilfe erw artet werden könne. Die WRK kann dazu 
keine abschließende Stellung nehmen, weil ihr die Un­
terlagen fehlen, diese Behauptung nachzuprüfen. Ihres 
Wissens melden die Länder solche Bauprojekte, fü r die sie 
mit einem Bundeszuschuß rechnen, beim Wissenschaftsrat 
an. Dadurch erhält auch der Bund durch seine V ertreter 
rechtzeitig Kenntnis.. Durch die V ertreter der Länder im 
Wissenschaftsrat bekommen die Länder zu wissen, welche 
dieser Projekte vom W issenschaftsrat als zur Zeit för­
derungswürdig anerkannt werden oder nicht. Aus einer 
Mitteilung des W issenschaftsrates ist bekannt, daß die 
Länder fü r das H aushaltsjahr 1966 vom Bund eine Bei­
hilfe von 650 Mio. DM auf diese Weise erbeten haben; 
der Wissenschaftsrat hat die Liste der Anmeldungen der 
Länder auf die seines Erachtens vordringlichen Projekte 
in einer Gesamthöhe von 530 Mio. DM zusammengestri­
chen. Es ist schließlich zu fragen, ob denn nicht die Länder 
wie auch der Wissenschaftsrat m it einer größeren Stei­
gerungsrate des Bundeszuschusses für Hochschulbauten 
im H aushaltsjahr 1965 und für die folgenden Jahre  rech­
nen durften, nachdem die Bundesregierung selbst in 
ihrem Forschungsbericht I im Januar 1965 solche Stei­
gerungsraten fü r notwendig erk lärt hatte.
In  dem Memorandum sind die Folgen skizziert worden, 
die eintreten werden, wenn es bei dem Betrag bleibt, der 
in den Titel 600 des Regierungsentwurfes des Haushaltes 
für 1966 eingesetzt worden ist. Inzwischen ist die sog. 
„Negativliste“ von der Geschäftsstelle des Wissenschafts­
rates bekanntgegeben worden, in der alle Projekte auf­
geführt sind, die der Wissenschaftsrat zwar für sehr vor­
dringlich hält, aber schweren Herzens absetzen mußte, 
weil dafür der in den Entw urf des Bundeshaushaltes 
eingesetzte Betrag von 350 Mio. Bundeszuschuß nicht 
reicht. Diese Liste hat die Befürchtungen sehr illustrativ 
bestätigt, die in dem Memorandum nur skizziert werden 
konnten. Das Memorandum der Westdeutschen Rektoren­
konferenz und die „Negativliste“ des Wissenschaftsrates 
machen zusammen die K atastrophe sichtbar, die schon 
im H aushaltsjahr 1966 sich abzeichnen wird, wenn nicht, 
noch im letzten Stadium der Beratungen des Bundeshaus­
halts der Titel 600 aufgestockt wird.
Es gibt Stimmen, die die Hoffnung ausgesprochen haben, 
daß die Länder nunm ehr die Bauvorhaben auf der „Ne­
gativliste“ des W issenschaftsrates gleichwohl durchführen 
würden. Das mag nur dem einen oder anderen finanz­
starken Lande möglich sein, aber die sog. finanzschwachen 
Länder haben schon verlauten lassen, daß sie es nicht 
werden ermöglichen können.
Eine auch nur vorübergehende Verzögerung des Ausbau­
es der Hochschulen, die schon 1965 sichtbar wurde, bedeu­
te t nicht weniger, als daß der großartige Anlauf des 
Ausbaues in personeller, baulicher und sachlicher Aus­
stattung aufgrund der Empfehlungen des Wissenschafts­
rates von 1960 sehr rasch völlig verstanden wird, ein 
Plan, der zum Ziel hatte, den in der Zeit von 1933 bis 
1945 entstandenen Nachholbedarf der wissenschaftlichen 
Forschung und Lehre möglichst bald zu befriedigen und 
damit den Anschluß an die Entwicklung der Wissenschaft 
im Ausland wiederzugewinnen, wo er verloren gegangen 
war, und zu halten, und womöglich wie vor 1933 in eini­
gen Wissenschaftsgebieten wieder führend zu werden. 
Gewiß bedürfen die Empfehlungen des Wissenschaftsra­
tes von 1960 dringend der Überprüfung, weil verschiede­
ne Annahmen — vor allem die Schätzungen der Studen­

tenzahlen in den nächsten Jahren — von der Entwicklung 
nicht bestätigt worden sind. Ein neuer Plan mit Empfeh­
lungen für die nächsten sechs Jahre ist nötig und unsere 
Kollegen im W issenschaftsrat arbeiten ja unter der sou­
veränen Leitung von H errn Leussink m it Hochdruck an 
ihnen.
Bei der Suche, an welcher Stelle im Bundeshaushalt noch 
Mittel eingespart werden können, um sie dem E tat des 
Bundesforschungsministers Titel 600 zuzuschlagen, dürfte 
der Etat dieses Ministeriums selbst kaum ergiebig sein. 
Denn auch die Weltraumforschung und die Atomfor­
schung sind m it den Beträgen, wie im Haushalt für sie vor­
gesehen, keineswegs reichlich dotiert. Ganz abgesehen 
davon, daß viele dieser Mittel durch internatonale Ver- 
pflichungen gebunden sind.
Aber gerade diese Überlegungen zeigen, daß der ganzen 
Situation der Wissenschaftsförderung nicht mehr mit 
Palliativmittelchen zu helfen ist, sondern nur durch eine 
politische Entscheidung dahin, daß man ihr unter den 
Staatsausgaben den Platz unter den vorrangigsten Auf­
gaben gibt und das für eine Reihe von Jahren verbindend 
festliegt. Im Wissenschaftsrat ist man sich wohl darüber 
einig, daß der Nachholbedarf für die bestehenden Hoch­
schulen bis zum Jahre 1972 einen Gesamtbetrag von 10,5 
Milliarden DM erfordert, jährlich also eine Summe von 
2 Milliarden, von denen die Länder 1 Milliarde aufzu­
bringen hätten. Das bedeutet, daß der Bund ab 1967 eine 
Milliarde DM als Bundeszuschuß für die Wissenschafts­
förderung bereitstellen muß. Bei einem gegenwärtigen 
Brutto-Sozialprodukt von etwa 460 Milliarden DM sind 
das keine astronomischen Summen für eine so bedeut­
same Zukunftsinvestition, die dem gesamten Volk und 
seiner Wirtschaft zugute kommt. Nur wenn solche Beträge 
eingesetzt werden, werden die Hochschulen bis 1972 so mit 
ausgebaut werden können, daß sie den von diesem Jah r ab 
mit Sicherheit zu erwartenden großen Zuwachs von Stu­
dienanfängern bewältigen und gut ausbilden können, 
ohne zu dem Mittel der Zulassungsbeschränkung greifen 
zu müssen, weil Lehrkräfte, Lehrm ittel und Räume nicht 
genügend zur Verfügung stehen. Der Zeitraum von sechs 
Jahren ist äußerst knapp, so daß auch nicht ein Jahr 
lang mit dem Beginn neuer Hochschulbauten ausgesetzt 
werden darf. Ganz abgesehen davon, daß diese Bauten 
auch deshalb dringend nötig sind, um die an vielen 
Hochschulen und vielen Fakultäten trotz vieler Verbes­
serungen in den letzten Jahren  immer noch bestehenden 
unguten Forschungs- und Studienbedingungen zu norm a­
lisieren.
Die Form der Wissenschaftsförderung wird nur dann der 
Eigengesetzlichkeit von wissenschaftlicher Forschung und 
Lehre gerecht, wenn man auf diesem Gebiet in irgend­
einer Form einen dreijährigen E tat vorsieht; wenn man 
ferner die Bestimmungen der Haushaltsordnungen des 
Bundes und der Länder für die Wissenschaftsfinanzierung 
sachgerechter gestaltet, z. B. durch Vermehrung der Zahl 
der Etat-Gruppen, bei denen eine gegenseitige Deckungs­
fähigkeit möglich ist. Für alle Reformen gibt es schon. 
Vorbilder im Ausland, z. B. in der Schweiz und in Eng-| 
land, aber auch in der Bundesrepublik (in Gestalt der 
langfristigen Finanzplanung für den Straßenbau).
In wenigen Tagen wird der sog. Troeger-Ausschuß dem 
Bundeskanzler seine Denkschrift über die Finanzreform 
im Verhältnis von Bund und Ländern überreichen. Es 
gibt Stimmen, die raten, auch mit der Reform der Finan­
zierung der Wissenschaft und der Hochschulen zu warten, 
bis diese Finanzreform durchgeführt ist. Darauf gibt 
es nur eine Antwort seitens der Wissenschaft: Sie 
kann bis zu diesem Zeitpunkt nicht m ehr warten, 
denn es können Jahre darüber vergehen, bis Bund 
und Länder sich auf eine Finanzreform geeinigt haben. 
Hier und jetzt muß der Wissenschaft geholfen werden, 
die Änderung der Formen der Wissenschafsfinanzierung 
muß spätestens schon in den Haushalten für 1967 durch­
geführt sein. Das ist eine schwierige politische und fi­
nanztechnische Aufgabe. Ich meine, die wissenschaftlichen 
Zentralorganisationen und die Hochschulen sollten die 
finanzwissenschaftlichen Experten in ihren Kreisen b it­
ten, ebenfalls darüber nachzudenken und mit Vorschlägen 
zu helfen.
Parallel zu diesen Bemühungen sollten Bund und Länder 
sich zu einer gemeinsamen Initiative sobald wie möglich 
treffen, ein neues Verwaltungsabkommen über die Finan­
zierung des HochschulbauS bei den bestehenden und für 
die neuen Hochschulen abzuschließen. Dabei sollten sich 
Bund und Länder nicht auf ein starres Prinzip wie etwa 
50 zu 50 festlegen, sondern die Quoten flexibler gestalten.



In der gegenwärtigen Diskussion über den Hochschulbau 
und seine Finanzierung ist aus den Fraktionen des Bun­
destages schon oft gefragt worden, ob der Hochschulbau 
nicht rationeller und damit billiger gestaltet werden könn­
te; ob die Hochschulen nicht selbst dazu Vorschläge m a­
chen können? Es ist in der Öffentlichkeit so gut wie gar 
nicht bekannt, daß in den Technischen Hochschulen 
S tuttgart und Aachen besondere Institute seit langem 
sich m it dieser Frage befassen und eng mit einer beson­
deren Kommission des Wissenschaftsrates Zusammenar­
beiten, die sich dieses Problems besonders angenommen 
hat; noch im Laufe dieses Jahres haben w ir Empfehlun­
gen dieser Kommission zu erwarten. Es ist aber bisher 
nicht nur bei Überlegungen geblieben, sondern es wird in 
Baden-W ürttemberg und in Nordrhein-W estfalen schon 
mit den neuen Baumethoden gearbeitet, die insbesondere 
von unserem Kollegen L inde/Stuttgart entwickelt worden 
sind. Es handelt sich um neue Methoden der Vorfabri- 
zierung und des Einsatzes von Maschinen, aber auch der 
Bauorganisation, die es erlauben, die bisherigen Kosten 
für Hochschulbauten um 20 °/o zu senken, wenn ein be­
stimmtes Bauvolumen in einer bestimmten Zeit ein­
gehalten wird. Sowie aber Geldmangel dazu nötigt, die 
Fertigstellungstermine der mit solchen Methoden begon­
nenen Bauten hinauszuschieben, etwa auf das doppelte 
an Zeit, werden diese Verfahren nicht billiger, sondern 
teurer. Vor diesem Faktum  steht man jetzt in Bochum 
bei der Entscheidung, ob man die Bauzeit, die bisher vor­
gesehen war, strecken soll, um den gegenwärtigen Haus­
halt des Landes Nordrhein-W estfalen zu entlasten. In 
diesem Zusammenhang sei auch darauf hingewiesen, daß 
für den Hochschulbau bereitgestellte Grundstücke, die 
der S taat im Wege der Enteignung an sich gebracht hat, 
je nach jenen Eignungsgesetzen des Landes unter Um­
ständen dem früheren Eigentümer zurückgegeben werden 
müssen, wenn sie der S taat nicht in angemessener Frist 
dem Enteignungszweck zuführt.
Wir haben aus der Presse erfahren, daß der H err Bun-

Abiturienten sollen keine Zeit verlieren
Die Abiturienten des Kurzschuljahres 1966 sollen so we­
nig Zeit wie möglich bis zum D ienstantritt in der Bundes­
wehr verlieren. Auf diesem Grundsatz einigten sich die 
Kultusminister der Länder und Verteidigungsminister 
Kai-Uwe von Hassel in Saarbrücken. Die Kultusminister 
haben einen A ntritt des Wehrdienstes zum 1. Januar 1967 
in den Ländern mit Kurzschuljahren als zweckmäßig an­
gesehen.
Nach dem Beschluß der Konferenz soll künftig der Stu­
dienstiftung des Deutschen Volkes in allen Bundesländern 
2,5 Pfennig je Einwohner zur Verfügung gestellt werden. 
Die Konferenz erörterte auch zahlreiche hochschulpoli- 
tische Fragen, über die der „Hochschul-Dienst“ in seiner 
nächsten Ausgabe berichten wird (wegen der Osterfeier­
tage mußte der Redaktionsschluß dieser Ausgabe aus tech­
nischen Gründen vorverlegt werden).

deskanzler bei seinem letzten Besuch bei dem Präsidenten 
der USA Vereinbarungen über eine Beteiligung der deut­
schen Wissenschaft nicht nur an der Weltraumforschung, 
sondern auch an der W eltraum fahrt vereinbart haben 
soll. Einzelheiten dieser Vereinbarung sind noch nicht be­
kannt. Aber die Vereinbarung als solche zeigt, daß offen­
bar auch Außenpolitik ohne Wissenschaftspolitik nicht 
mehr möglich ist. Um an solchen Projekten der Groß­
wissenschaft international mitwirken zu können, muß 
man über eine sehr große nationale Basis von wissen­
schaftlichen Forschungen und damit auch Wissenschaft­
lern verfügen. Das heißt aber: Uber eine genügende Zahl 
von Hochschulen, die personell, baulich und m it Sach- 
m itteln vorzüglich ausgestattet sind. Auch von diesen 
weltweiten Aspekten her erhält das Memorandum der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz zu dem Kapitel 31, 
Titel 600 des Bundeshaushaltes seine Rechtfertigung und 
Dringlichkeit.

Neue Wege der Erwachsenenbildung
Zusammenarbeit mit den Hochschulen — Forschungsinstitut gefordert

HD — Fragen der Fortentwicklung der Erwachsenenbil­
dung und des Volkshochschulwesens fanden in der bil­
dungspolitischen Diskussion gegen das Jahresende 1965 
stärkeres Interesse als bisher. In Baden-W ürttemberg, 
Niedersachsen, Nordrhein-W estfalen und Schleswig-Hol­
stein versuchten Kulturpolitiker neue Wege für die Er­
wachsenenbildung zu entwickeln. Besonderes Interesse 
fand dabei die Zusammenarbeit zwischen Hochschulen 
und den Institutionen und Organisationen der Erwachse­
nenbildung.

Baden-Württemberg

Prof. Dr. W alter Erbe, FDP-Landtagsabgeordneter in Ba­
den-W ürttemberg, hatte  gefordert, die Pädagogische A r­
beitsstelle für Erwachsenenbildung des Deutschen Volks­
hochschulverbandes zu einem Forschungsinstitut fü r E r­
wachsenenbildung auszubauen. Die FDP-Landtagsfraktion 
in Baden-W ürttemberg hat beantragt, die Pädagogische 
Arbeitsstelle in Zusammenarbeit m it dem Bund und den 
übrigen Ländern in die Lage zu versetzen, sich als unab­
hängiges Forschungsinstitut zu konstituieren. Erbe emp­
fahl den Abschluß eines Verwaltungsabkommens zwischen 
den Ländern und dem Bund. Er wies darauf hin, daß sich 
die noch sehr spärlich vorhandenen Hochschulinstitute 
und Seminare für Erwachsenenbildung ebenfalls m it Vor­
rang der Ausbildung von Nachwuchskräften fü r Lehrauf­
gaben in der Erwachsenenbildung annehmen müßten. Das 
neue Forschungsinstitut soll sich nicht Aufgaben der Aus­
bildung, sondern der Bildungsforschung widmen.

Niedersachsen

In Niedersachsen soll dem Landtag, wie Kultusminister 
Langeheine mitteilte, ein Erwachsenenbildungsgesetz vor­
gelegt werden. Unabhängig von diesen Gesetzesarbeiten 
bereitet das Kultusministerium Pläne für- Studienwege 
für hauptberufliche Dozenten und M itarbeiter der Erwach­
senenbildung vor. Einem Vorschlag des Senats der Päd­
agogischen Hochschulen Niedersachsens folgend wird an 
der Pädagogischen Hochschule Hannover 1967 ein Institu t 
fü r Erwachsenenbildung errichtet werden. In Zusammen­
arbeit m it anderen Hochschulen soll dieses Institu t der

Erforschung der m it der Erwachsenenbildung gegebenen 
Probleme und der Ausbildung hauptamtlicher Lehrkräfte 
für die Erwachsenenbildung dienen. Für hauptamtliche 
Lehrkräfte der Erwachsenenbildung ist ein Studium von 
mindestens acht Semestern vorgesehen.

Nordrhein-Westfalen
In Nordrhein-W estfalen möchte Kultusm inister Prof. Dr. 
Paul Mikat die Volkshochschulen und das Erwachsenen­
bildungswesen zu einem „Dritten Bildungsweg“ fortent­
wickeln. Dazu werden verschiedene Pläne erwogen. So 
sollen bestimmte langfristige Arbeitsgemeinschaften und 
Seminare m it Zertifikaten der Volkshochschule abgeschlos­
sen werden können. Die Volkshochschule soll Lehrgänge 
einrichten, in denen die Voraussetzungen für den Zugang 
zu Schulen m it höheren Bildungsabschlüssen erworben 
werden können. Dabei w ird auch erwogen, die Volkshoch­
schulen bei der Vorbereitung von Nichtabiturienten auf 
das Studium an Pädagogischen Hochschulen und anderen 
Wissenschaftlichen Hochschulen zu beteiligen. Bei der zu­
nehmenden Bedeutung des Fernunterrichtes erscheint dem 
Kultusministerium eine Zusammenarbeit der Volkshoch­
schulen m it diesen neuen Einrichtungen auf dem Gebiet 
des Schul- und Bildungswesens erforderlich. Die Volks­
hochschule soll vor allem die Aufgabe des ergänzenden 
mündlichen Unterrichtes übernehmen.

Schleswig-Holstein
In  Schleswig-Holstein konstituierte sich die „Studien­
kommission für Fragen der Erwachsenenbildung“. Kul­
tusm inister von Heidebreck erklärte in der konstituieren­
den Sitzung, die Kommission müsse die Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit zwischen Erwachsenenbildung und Hoch­
schule sowohl in der Forschung als auch in der Lehre 
prüfen. Die Kommission soll sich zu Fragen der Fortent­
wicklung der Erwachsenenbildung gutachtlich äußern. 
Dabei soll insbesondere erörtert werden, welche Formen 
der Trägerschaft fü r Einrichtungen der Erwachsenenbil­
dung geeignet sind. Außerdem soll eine Übersicht darüber 
gewonnen werden, welche Bauten, Räume und Ausstat­
tungen erforderlich sind, um eine Breitenarbeit in der 
Erwachsenenbildung zu ermöglichen.



18. Kuratoriumssitzung der Stiftung Volkswagenwerk
Am J7. März fand in Dortmund die 18. Sitzung des 
Kuratoriums der Stiftung Volkswagenwerk statt. Das 
Kuratorium bewilligte bei einem Antragsvolumen von 74 
Mio. DM in dieser Sitzung insgesamt 24,7 Mio. DM für 
25 überregionale und regionale Projekte aus den Geistes­
wissenschaften, der Medizin und den N atur- und In ­
genieurwissenschaften. Im Jahre 1966 hat die Stiftung 
damit bisher für insgesamt 78 Projekte 27,6 Mio. DM für 
Forschung und Lehre bereitgestellt.
Mit 3,945 Mio. DM finanziert und initiiert die Stiftung den 
S tart eines Institutes für Fernstudien in Tübingen. Das 
Institu t wird sich auf das Fernstudium  für Lehrer zu fol­
genden Aufgaben konzentrieren:
1) Beseitigung von Engpässen in besonderen Mangel­

fächern (Sprachen, Mathematik).
2) Erwerb zusätzlicher Lehrberechtigungen als Basis zur 

Aufstiegsmöglichkeit.
3) Ergänzung des Hauptstudiums durch Fernstudium 

w ährend der Berufspraxis.
4) Lehrerfortbildung.
Das Institut kann die Funktion einer Koordinationsstelle 
in der Bundesrepublik für Fragen des Fernstudiums über­
nehmen.
Das Projekt ist mit dem Kultusm inister abgestimmt, die 
U niversität Tübingen ist zur Kooperation bereit. Der Kul­
tusm inister prüft die Frage der Änderung von Prüfungs­
vorschriften und Laufbahnordnungen. Die Zusammen­
stellung des wissenschaftlichen M itarbeiterstabes und der 
Kauf eines für die Institutsarbeit geeigneten Gebäudes 
sind eingeleitet.
Eine weitere Initiative der Stiftung bedeutet die S tart­
finanzierung (150 000 DM) einer Koordinierungsstelle für 
gegenwartsbezogene Ostasienforschung. Die Ostasienfor­
schung wird bisher von wissenschaftlichen Einrichtungen 
in der Bundesrepublik nur vereinzelt gepflegt. Die Koor- 
dinierungsstelle, deren Planung eine Reihe von Gesprä­
chen im Fachkreis voranging, wird von Dr. Grossmann,

Direktor des Instituts für Asienkunde in Hamburg, auf­
gebaut.
Mit 2,29 Mio. DM w ird die Errichtung eines Seuchenla­
boratoriums für das Heinrich-Pette-Institut/Ham burg 
finanziert. 2 Mio. DM wurden für Erweiterungsbauten 
für die Forschungsarbeiten der schweißtechnischen An­
stalten in Duisburg und München bewilligt.
In Abstimmung mit dem Bundesministerium für wissen­
schaftliche Forschung wird DESY, das deutsche Elektro- 
nen-Synchrotron, in Hamburg gefördert: Es wurden 3,75 
Mio. DM für die Unterbringung eines vom Wissenschafts­
ministerium finanzierten 300 m ev-Elektronen-Positronen- 
Injektorbeschleunigers reserviert.
Gemeinsam mit der Thyssen-Stiftung finanziert die Stif­
tung Volkswagenwerk (mit 200 000 DM) ein Gemein­
schaftsprojekt griechischer, türkischer und deutscher Wis­
senschaftler. Es handelt sich um die Erstellung einer P i­
lot-Studie zu wasserbaulichen Problemen im griechisch­
türkischen M aritsa-Tal. Die wissenschaftliche Leitung 
hat Professor W ilbrandt/Göttingen.
Eine Vorfinanzierung in Höhe von 610 000 DM zum Aus­
bau der chirurgischen Universitätsklinik Köln (Professor 
Heberer) gibt die Voraussetzung für Forschungsarbeiten, 
insbesondere zum Herzklappenersatz. Die experimentelle 
Arbeitsgruppe wird von Professor Bretschneider geleitet. 
Das Institut für Kybernetik, Pädagogische Hochschule 
Berlin, Professor Frank, erhält 349 000 DM als Starthilfe 
für eine Arbeitsgruppe, welche Zusammenhänge zwischen 
Kybernetik und programmiertem Lernen erforscht.
Das M ax-Planck-Institut fü r Metallforschung in Stuttgart 
erhält ein Höchstspannungs-Elektronenmikroskop (950 000 
DM) für die Festkörperforschung. Das Gerät wird auch 
Gastforschern zur Verfügung stehen.
Aufgabe der privaten Stiftung Volks wagenwerk ist die 
Förderung von Wissenschaft und Technik in Forschung 
und Lehre. Ihr Kapital beträgt rund 1,1 Mllrd. DM.

ELDO-Programm in der Krise
Revisionswünsche der britischen Regierung — Pariser Konferenz entscheidet

HD — Die ELDO-Organisation fü r den Bau und die Ent­
wicklung von Raumfahrzeugträgern in Europa — ist in 
eine Krise geraten. Die britische Regierung hat in Memo­
randen an die übrigen M itgliedstaaten Zweifel an der 
Zweckmäßigkeit der Fortführung des ELDO-Anfangs- 
programms angemeldet. Dieses Anfangsprogramm sah vor, 
daß auf der Grundlage der britischen Rakete „Blue 
streak“ eine dreistufige Rakete „Europa I“ mit einer 
zweiten französischen und einer dritten deutschen Stufe 
entwickelt werden sollte. Der S tart dieser Forschungs­
rakete sollte 1968 von Australien aus erfolgen.
Die britische Regierung begründete ihre jetzigen Beden­
ken vor allem mit den erheblich gestiegenen Kosten des 
Programms. Ursprünglich waren rund 800 Mio. DM ver­
anschlagt; die Kosten belaufen sich aber jetzt auf rund 
1,4 Milliarden DM. Großbritannien hatte fast 40 Prozent 
der Finanzierung des Gesamtprogramms zu tragen, 
während sich die übrigen Summen auf Frankreich, die 
Bundesrepublik, Italien, die. Niederlande und Belgien ver­
teilen. Die britische Regierung entschloß sich zu ihrem 
Memorandum, nachdem der britische Staatshaushalt und 
die Handelsbilanz in eine Zwangslage gekommen waren. 
Die Bundesregierung will, wie Forschungsminister Stol­
tenberg in einem Pressegespräch in Bonn erklärte, an dem 
Programm festhalten. Er machte darauf aufmerksam, daß 
schon 75 Prozent der veranschlagten Summen entweder 
ausgegeben oder fest zugesagt worden seien. Angesichts 
dieser weit fortgeschrittenen Entwicklung sei es unzweck­
mäßig, das Anfangsprojekt der ELDO aufzugeben.
Eine Entscheidung über das ELDO-Anfangsprogramm 
wird eine Regierungskonferenz in Paris Mitte des Monats 
April fällen. Dabei w ird die Entscheidung ganz wesentlich 
über die Möglichkeiten eines Zukunftprogramms der 
ELDO bestimmen. Stoltenberg wies auch darauf hin, daß 
bei den Pariser Gesprächen zunächst einmal die künftigen 
Verwendungsmöglichkeiten von europäischen Raketen er­
örtert werden müßten. Sie kämen als Träger von For­
schungssatelliten oder von Nachrichten-, W etter- oder

Fernsehsatelliten in Frage. Es werde dabei auch die Frage 
erörtert werden, ob überhaupt die Möglichkeit einer kom­
merziellen Nutzung einer Europa-Rakete bestehe.
Die Pariser Entscheidung der ELDO-Regierungskonferenz 
reiche aber über das reine Raketenprogramm hinaus. Eine 
negative Entscheidung bedeute, daß Europa m it Sicher­
heit auf ein eigenes europäisches Raketenpotential für 
friedliche Zwecke verzichte. Nationale Programme — 
darüber sei man sich in Bonn wie in anderen Städten Eu­
ropas klar — sind nicht möglich; auch zweiseitigen Pro ­
jekten würden nur geringe Chancen eingeräumt. Sie 
dürften sich vor allem auf kleinere Projekte erstrecken. 
Ein Verzicht auf ein ELDO-Zukunftsprogramm würde 
aber bedeuten, daß Europa auf dem Gebiet der Raum­
fahrzeugträger für friedliche Zwecke in die Abhängigkeit 
von einem amerikanischen Monopol gerate. Darüber h in­
aus bedeute ein Verzicht auf die technologische Entwick­
lung beim Bau von Raumfahrzeugen auch den Verzicht 
auf bestimmte technologische Entwicklungen, die sich 
beim Bau von Raketen ergäben und für andere Bereiche 
nutzbar gemacht werden könnten.
Die beteiligte Raumfahrzeugindustrie baue nicht nur Ra­
keten, sondern gewinne auch technische Einsichten, die 
in anderer Weise zu nutzen seien. Sollte sich jedoch die 
Regierungskonferenz für eine Fortsetzung der Zusammen­
arbeit in der ELDO entscheiden, so würden neue finan­
zielle Belastungen auch für die Bundesrepublik entstehen. 
Es könne nicht damit gerechnet werden, daß G roßbritan­
nien wie bisher 40 Prozent der Lasten trägt.

In dem Bemühen, allen unseren Abonnenten, besonders 
aber denjenigen, die die Jahrgänge des Hochschul-Dienstes 
binden lassen, das Auffinden bestimmter Themen zu er­
leichtern, haben wir im vergangenen Jahr begonnen, auch 
Jahresregister älterer Jahrgänge zu erstellen. Dieser Aus­
gabe ist das Register des Jahres 1962 beigefügt.



Aus der Forschung
Im Institut für Hämatologie der Gesellschaft fü r S trahlen­
forschung (München), das unter Leitung von Professor 
Dr. W alther S t i c h  steht, gelang einer Arbeitsgruppe die 
automatische Silberkornzählung in der Einzelzell-Auto­
radiographie m it einem speziellen Zytophotometer. Die 
neue Zählmethode stellt infolge der durch Automation 
erzielten Geschwindigkeit und Präzision gegenüber der 
bisherigen zeitraubenden und mit Fehlern belasteten visu­
ellen Zählung einen wesentlichen Fortschritt der quanti­
tativen Autoradiographie dar, der für die weitere Erfor­
schung des Stoffwechsels und der Kinetik von Zellen 
grundlegende Bedeutung besitzt.

*
Hamburg erhält ein Forschungszentrum für den deutschen 
Schiffbau. Es soll Forschung und Entwicklung auf dem 
Gebiet des Schiffbaues im weitesten Sinne fördern, d..h. 
auch Schiffsmaschinenbau, Schiffselektrotechnik und an ­
dere Aufgabenbereiche. Es w ird Forschung- und Ent­
wicklungsprogramme aufstellen, Forschungsaufträge ver­
geben und die Forschung auf dem Gebiet des Schiff­
baues koordinieren. 16 deutsche Werften haben bereits 
ihre Beteiligung an diesem Zentrum zugesagt. Die Mit­
gliedschaft soll allen an der Schiffsbauforschung interes­
sierten Kreisen der Wissenschaft, der öffentlichen Hand, 
der See- und Binnenschiffahrt, der Zulieferindustrie usw. 
offenstehen.

*
Die Europäische W eltraumforschungs-Organisation (ESRO) 
hat im November 1965 beschlossen, den Auftrag für die 
Entwicklung und den Bau des Forschungssatelliten 
HEOS-A an die Firm a Junkers Flugzeug- und Motoren­
werke AG (München) als H auptauftragnehm er zu ver­
geben. Zu den Unterauftragnehm ern gehört neben eng­
lischen, französischen und belgischen Firmen auch die 
Messerschmitt AG. HEOS-A ist ein Satellit m it einer sehr 
exzentrischen Umlaufbahn, deren größte Erdnähe 193 km 
und deren größte Erdferne 230 000 km betragen soll. Der 
Satellit soll ein Gewicht von etwa 100 kg haben. Die 
geplante Nutzlast von 23,63 kg dient zu 8 wissenschaft­
lichen Experimenten, die sich auf die Messung des Elek­
tronen- und Protonenflusses und seiner Wechselwirkung 
mit magnetischen Feldern im interplanetaren Raum be­
ziehen. Außerdem soll durch ein Experim ent des Max- 
Planck-Institutes fü r Physik und Astrophysik das Ver­
halten einer künstlichen Ionenwolke im interplanetaren 
Raum untersucht werden. Der S tart soll 1968 erfolgen.

*

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat Prof. K a i s e r ,  
dem Direktor des Instituts für Spektrochemie und ange­
wandte Spektroskopie in Dortmund, und Dr. S c h r ä d e r  
ein M assenspektrometer neuester B auart und ein K ern­
resonanzspektrometer zur Verfügung gestellt. Mit diesen 
modernen Großgeräten, die m ehr als 600 000,— DM kosten, 
sollen die Forschungsarbeiten des Instituts gefördert w er­
den, die in erster Linie der Erforschung und W eiterent­
wicklung analytischer Methoden für die chemische For­
schung dienen. Durch die Ermöglichung solcher Quer­
schnittsaufgaben setzt die Forschungsgemeinschaft zu­
gleich ihre Bemühungen fort, auf verschiedene Weise und 
nicht zuletzt durch die Entwicklung moderner physika­
lischer Methoden die analytische Chemie besonders zu 
fördern.

*

Das Göttinger Institu t fü r organische Chemie (Direktor: 
Professor Dr. Hans B r o c k m a n n )  ist das einzige Che­
m ie-Institut in der Bundesrepublik mit einer mikrobiolo­
gischen Abteilung, die der Abteilung fü r Naturstoff- 
Chemie angegliedert ist. Die hier tätigen Wissenschaftler 
untersuchen in langwierigen Reihen Naturstoffe, die 
hauptsächlich aus Streptomyceten gewonnen werden.
Die Abteilung besitzt schon jetzt einige tausend isolierter 
Bakterienstämme von Erdproben aus aller Welt als Samm­
lung. Zweck der Untersuchungen ist nach Angaben von 
Professor Brockmann das Auffinden von therapeutisch 
wirkenden Substanzen. Man sucht nach neuen Antibiotica, 
vor allem auch nach Cytostatica. Auf der Suche nach 
krebswirksamen Substanzen bei Mikroorganismen ha t man 
rund ein Dutzend bisher gefunden. Trotzdem bleibt die

Frage, ob die N atur tatsächlich eine wirksame Substanz 
zur Bekämpfung des Krebses bietet oder ob man sie 
synthetisch herstellen muß, zunächst noch völlig offen.

*

Am 19. Februar lief das Forschungsschiff „Meteor“ vom 
Hamburger Hafen zu seiner 3. Forschungsfahrt aus. Das 
Schiff fährt diesmal allein im Aufträge des Deutschen 
Hydrographischen Instituts in den Nordatlantik, um Un­
terlagen darüber zu erarbeiten, ob Bedenken gegen die 
Versenkung verpackter radioaktiver Abfälle im Meer be­
gründet sind.
Diese Untersuchungen werden ohne radioaktives Ver­
suchsmaterial in einem Seegebiet nordöstlich der Azoren 
außerhalb der Schiffahrtswege auf 4500—5500 Meter Was­
sertiefe durchgeführt. Mit Tiefenstrommessern wird die 
Meeresströmung gemessen. Die Temperaturverteilung 
wird bestimmt. Zur chemischen Untersuchung werden Bo­
den- und Wasserproben entnommen. Strahlenmessungen 
von Bodenproben und Bodenprofilmessungen sind vorge­
sehen. Versenkungsbehälter werden auf ihre Druckstabili­
tä t geprüft.
Daneben hat das Deutsche Hydrographische Institut A r­
beitsplätze für Wissenschaftler anderer Institute zur Ver­
fügung gestellt. Angehörige der Bundesforschungsanstalt 
fü r Fischerei und des Instituts für Hydrobiologie und 
Fischerei der Universität Hamburg werden in verschiede-: 
nen Tiefen Plankton, Kleinlebewesen und Fische fangen, 
um für die Fischerei Hinweise auf Nahrung und Vorkom­
men der Fische zu erhalten.
Der Deutsche W etterdienst — Seewetteramt Hamburg — 
ist m it W etterballonaufstiegen beteiligt, durch die der 
Zustand und die Bewegung der Atmosphäre bis in große 
Höhen hinauf festgestellt werden sollen. Die Fahrt steht 
unter Leitung von Regierungsrat Dr. Hans K a u t s k y, 
Referent für „Chemie des Meeres“ im Deutschen Hydro­
graphischen Institut. K apitän W alter F e l d m a n n  führt 
die „Meteor“, die am 31. März in Hamburg zurückerwartet 
wurde.

*
Die Firma Phoenix-Rheinrohr und die Europäische Atom­
gemeinschaft haben einen Forschungsvertrag abgeschlos­
sen, der die Entwicklung und Untersuchung von hochfe­
sten Stahlwerkstoffen umfaßt. Aus ihnen soll ein Modell 
eines Reaktordruckgefäßes in einer Vollwandkonstruktion 
m it einer zum Durchmesser des Behälters relativ großen 
W andstärke hergestellt werden. Dabei sollen die zu ent­
wickelnden Stähle für eine günstige Auslegung der Wand­
dicken besonders gute W armfestigkeit und eine entspre­
chend hohe Unempfindlichkeit gegenüber Sprödbruch 
aufweisen. Die Entwicklung von K ernkraftw erken hat 
diese Untersuchungen nötig gemacht, da sie zu ständig 
größer werdenden Druckgefäßen m it entsprechend großen 
Wanddicken bei verhältnismäßig komplizierter Gestalt des 
Gefäßes zwingt.
Trotz des hohen Standes der heutigen Schweißtechnik 
treten bei der Fertigung von Reaktordruckgefäßen unver­
meidbare Formabweichungen von der zylindrischen oder 
kugelförmigen Sollform auf. Das Modell soll daher durch 
inneren Überdruck einer in ihrer Wirkung überwachten 
Beanspruchung unterw orfen werden.
Ferner soll untersucht werden, ob es möglich ist, auf diese t 
Weise nicht nur das Werkstoffvolumen gleichmäßig zu 
beanspruchen, sondern auch die Betriebssicherheit im Hin­
blick auf die Erfordernisse des Verbundbetriebes zu er­
höhen.

*
Im Januar wurde die Druckprobe des Reaktorumschlie­
ßungsgebäudes des 250 M W el-Kernkraftwerks Lingen er­
folgreich vollzogen. Um den Prüfdruck von 4,7 at Über­
druck zu erreichen, wurden 200 t Luft in das auf der 
Baustelle zusammengeschweißte Gebäude von 30 m Au­
ßendurchmesser und 63 m Höhe gepumpt. Auch die P rü ­
fung der Dichtigkeit ergab keine Beanstandungen. Be­
sonders beobachtet wurden dabei die vielen Durchdrin­
gungen des Behälters: die drei Zugangsschleusen (die 
größte mit einem Durchmesser von 3,7 m), 39 Stutzen für 
Rohrleitungen und 560 Durchbrüche für Kabel. Die in Lin­
gen verwendeten Feinkornstahlbleche haben eine Dicke 
von 30 mm.



60 Millionen Grad im Laboratorium

Den Wissenschaftlern des Instituts für Plasmaphysik der 
M ax-Planck-Gesellschaft gelangen wesentliche Fortschritte 
bei den Versuchen der „Zähmung“ der W asserstoff-Kern­
energie. Sie erreichten die bisher höchsten Temperaturen 
in Aufheizversuchen.
In anderen Experimenten stellten sie zum ersten Mal 
einen stabilen Plasmaring her, allerdings nur bei relativ 
geringen Temperaturen. Wenn es durch weitere U nter­
suchungen gelingt, beide Resultate zu vereinigen, ist das 
Ziel des großen Forschungsprojektes wesentlich näher 
gerückt.
Das Institu t fü r Plasmaphysik der Max-Planck-Gesell­
schaft in Garching bei München ist eine der größten wis­
senschaftlichen Einrichtungen der Bundesrepublik. Hier 
werden die physikalischen Grundlagen zur Herbeifüh­
rung kontrollierter Kernverschmelzungs- oder „Fusions“- 
Reaktionen erforscht. Bei diesen Kernprozessen wird — 
ähnlich wie bei den Kernspaltungsprozessen im U ran­
reaktor — ein gewisser Energiebetrag freigesetzt, der 
eventuell wirtschaftlich nutzbar gemacht werden kann. 
Nun finden diese K ernreaktionen nur dann mit einer aus­
reichenden Häufigkeit statt, wenn die beteiligten Reak­
tionspartner eine sehr hohe Tem peratur — einige hundert 
Million Grad — besitzen. Bei diesen Tem peraturen be­
findet sich die Materie in einem speziellen gasförmigen 
Zustand, den man als Plasma bezeichnet.
Bei der Erforschung der physikalischen Grundlagen stehen

die Probleme im Vordergrund, die sich mit der stabilen 
Einschließung eines Plasmas, seiner Heizung auf die 
erwähnten Temperaturen und der Messung seiner charak­
teristischen Zustandsgrößen befassen. Zu ihrer Lösung 
werden experimentelle Untersuchungen und theoretische 
Überlegungen durchgeführt.
Bei einem im Garchinger Institu t durchgeführten Groß­
experiment, einem sogenannten Theta-Pinch, w ird ein 
Plasma in einer Quarzröhre erzeugt, durch extrem  starke 
elektromagnetische K räfte in kürzester Zeit komprimiert 
und dabei so aufgeheizt, daß die Tem peratur der positiv 
geladenen Ionen, der Atomkerne, etwa 60 Millionen Grad, 
die der Elektronen etwa 20 Millionen Grad, beträgt. Damit 
werden in diesem Experiment — verglichen mit ähnlichen 
Anlagen im In- und Ausland — im Augenblick die höch­
sten Ionen- und Elektronentem peraturen beobachtet.
In einer anderen Serie von Experimenten wird die Ein­
schließung eines Plasmas in ringförmigen Magnetfeld­
anordnungen untersucht. Dabei gelang es zum ersten Mal 
nachzuweisen, daß unter bestimmten Versuchsbedingungen 
die stabile Einschließung eines Plasmas in der genannten 
Geometrie möglich ist. Dieses Resultat steht in bisher 
ungeklärtem Gegensatz zu ähnlichen Experimenten in den 
USA und der UdSSR und fand bei der von der In ter­
nationalen Atomenergiebehörde im September letzten 
Jahres in Culham (England) veranstalteten Konferenz 
starke Beachtung.

Kurz berichtet
Gegen eine unsachgemäße Verkürzung der Studienzeit hat
sich der Vorsitzende des Verbandes W ürttemberg-Baden- 
Pfalz in der Deutschen Physikalischen Gesellschaft, Prof. 
Helmut Friedburg, gewandt. Auch der Präsident der 
Deutschen Physikalischen Gesellschaft, Prof. Dr. Finkeln­
burg, wandte sich gegen Bestrebungen, durch staatliche 
Verordnungen in die Ausbildung von Physikstudenten 
einzugreifen. Beide w arnten vor einem Niveauverlust in 
der Ausbildung durch zu kurze Studienzeiten.
Die Bildungswerbung der „Aktion Gemeinsinn“ zog nach 
einjähriger Tätigkeit eine erfolgreiche Bilanz ihrer Arbeit. 
Insgesamt wurden 118 000 Exemplare der Aufklärungs­
schrift „Lernt eure Schulen besser kennen“ verteilt. In 
tausenden von Briefen wurden individuelle Fragen be­
antwortet. Tages- und Wochenzeitungen sowie Illustrierte 
stellten der Aktion einen kostenlosen Anzeigenraum im 
W erte von 3,4 Mio. DM zur Verfügung. Die Aktion soll 
fortgesetzt werden.
Für eine verstärkte Förderung der Grundlagenforschung
hat sich die Deutsche Atomkommission eingesetzt. Bundes­
forschungsminister Dr. Gerhard Stoltenberg zeichnete vor 
der Kommission, die jetzt zehn Jahre  besteht, das Bild 
ihrer Entwicklung nach. Stoltenberg forderte, künftig der 
Grundlagenforschung m ehr Aufmerksamkeit zu schenken. 
Dabei müßten vor allen Dingen Hochschulen und Max- 
Planck-Institute ins Blickfeld kommen. Eine Koordinie­
rung der Arbeiten in den deutschen Kernforschungszen­
tren  sei notwendig. Nach den Vorstellungen des Bundes­
forschungsministeriums sollten drei Reaktortypen ent­
wickelt werden: die natrium gekühlten Schnellbrüter, die 
dampfgekühlten Schnellbrüter und die thermischen Thori­
um brüter. Die Atomkommission begrüßte die Erhöhung 
der Bundesmittel für Versuchsreaktoren und Demonstra­
tionskraftwerke. Die Bundesregierung wurde gebeten, ei­
ne schnelle Verwirklichung dieser Vorhaben zu garantie­
ren. In das Präsidium der Atomkommission w urde Prof. 
Dr. W erner Heisenberg gewählt. Ihm gehören außerdem 
die Professoren Dr. Otto Hahn, Dr. Leo Brandt und Dr. 
Karl Winnacker an.

Seinen Strukturplan für die Ost-Westfalenuniversität hat
Prof. Schelsky kurz nach seiner Rückkehr in den Grün­
dungsausschuß vorgelegt. Die Universität soll bewußt 
klein gehalten werden. Sie soll weder eine medizinische 
noch theologische Fakultät erhalten. Zunächst werden die 
Rechts-, S taats- und Wirtschaftswissenschaftlichen, eine 
Philosophische und Teile der Naturwissenschaftlichen Fa­
kultät, Einrichtungen für die empirischen Disziplinen 
der Naturwissenschaftlichen Fakultät erst zum Abschluß 
der Gründungsphase entstehen. Die Universität w ird an 
erster Stelle rationeller Forschung dienen, weshalb auf

die vorgesehenen 3200 bis 3500 Studenten relativ viel 
Lehrpersonal entfallen soll; auf je 30 Studenten ein Ördi- 
narium. Die Forschungsinstitute sollen als Organisations­
kern mit einem zentralen Forschungsgebiet eingerichtet 
werden. Schelsky schlägt außerdem die Errichtung eines 
Zentrums für interdisziplinäre Forschung vor, an dem 
auch ausländische Gelehrte arbeiten sollen. Dieses Zen­
trum  soll bereits 1967 als erste zentrale Einrichtung ent­
stehen.
Der Grundstein für die Universität Konstanz soll am 1. 
Juni gelegt werden. Die Berufungsurkunden der neu be­
rufenen Professoren sind am 26. März im Konstanzer 
Rathaus übergeben worden. Es w ird damit gerechnet, daß 
Immatrikulationen zum Studienjahr 1966/67 vorgenom­
men werden können. Dieses Studienjahr soll am 15. Ok­
tober beginnen, (siehe unter Personalia, S. 13).
Eine Evangelisch-Theologische Fakultät erhielt die Uni- 
sität München. Als ein „Ereignis für den gesamten deut­
schen Protestantism us“ bezeichnete Kultusm inister Dr. 
Ludwig Huber die Gründung der Fakultät. Die Münchener 
Universität m it rund 23 500 Studenten wird damit über 
acht Fakultäten verfügen. Zunächst sind für die neue 
Fakultät fünf Lehrstühle genehmigt worden. In der End­
stufe ihres Ausbaus soll die Fakultät zwölf bis fünfzehn 
Lehrstühle erhalten.
Das Max-Planck-Institut für Psychiatrie in München soll 
eine eigene Klinik erhalten. Die Baukosten werden auf 
rund 12 Mio. DM beziffert. Die Klinik erhält einen Bet­
tenbau für 120 Patienten. Bisher besaß das Institu t nicht 
die Möglichkeit, Kranke stationär zu beobachten.
Das Richtfest für den Neubau einer Strahlenabteilung und
eines Personalwohnheimes für die I. U niversitätsfrauen­
klinik fand am 28. Februar 1966 in München statt. Dem 
Erweiterungsbau im Anschluß an das bestehende Klinik­
gebäude, der die Strahlenabteilung und die Personalunter­
künfte mit rund 190 Betten aufnehmen wird, liegt ein 
Raumprogramm von rund 3500 qm Nutzfläche zugrunde. 
Die Kosten des Projekts werden voraussichtlich 9 430 000 DM 
betragen. Die I. Frauenklinik der Universität München 
nimmt in der Strahlenbehandlung Karzinomkranker eine 
führende Stellung ein. Sie verfügt über eine bis auf das 
Jah r 1912 zurückgehende Überlieferung und steht mit 
ihren Heilungsziffern unter den großen Krebsbehand­
lungszentren der Welt an der Spitze. Die Tradition wurde 
begründet durch Prof. Albert Döderlein, einen Pionier der 
Strahlentherapie, der die Klinik bis 1934 leitete. Ihm folgte 
Prof. Heinrich Eymer in der Leitung der Klinik bis 1954. 
Unter seinem Nachfolger Prof. W erner Bickenbach leitet 
seit 1948 Prof. Julius Ries die Strahlenabteilung. 32 000 
Tumore sind seit 1912 in der Klinik behandelt worden.



Die Zahl der Neuzugänge beträgt jetzt jährlich etwa 1000. 
Die Strahlenabteilung verfügt über 100 Betten und 9 Be­
strahlungsgeräte.

Positiv beurteilt das bayerische Kultusministerium in sei­
nem Verwaltungsbericht das Departmentsystem für Phy­
sik an der Technischen Hochschule in München. Der Aus­
bau des Departments soll fortgesetzt werden. In diesem 
Jahre  sind zwei neue Lehrstühle vorgesehen. Zugleich soll 
ein Institutsneubau für 30 Mio. DM errichtet werden. Die 
Planungen zielen auch auf den Bau eines Laboratoriums 
für nukleare Regelung und die Fertigstellung des radio­
chemischen Institutes ab.

Die Luftverunreinigung über dem Bundesgebiet wird in 
einem Meßprogramm der DFG seit Beginn des Jahres auf 
allen Stationen geprüft. Fünf Meßstellen auf der Insel 
Sylt, im Hunsrück, Schwarzwald, Harz und Bayerischen 
Wald messen die „normale“, kaum verunreinigte Luft^ 
Zwei Stationen in Gelsenkirchen und auf der Friesen- 
heimer Insel bei Mannheim beobachten die Luft in Indu­
striezentren. Gemessen werden Gase (darunter Schwefel­
dioxyd, Kohlendioxyd, Fluoride und nitrose Gase), Stäube 
und Aerosole, sowie radioaktive Substanzen und schließ­
lich auch biologische Objekte, wie z. B. die als Erreger 
von Pflanzenkrankheiten und Allergenen in Frage kom­
menden Pollen und Sporen in der Luft. Zum Teil sind 
hierzu besondere Verfahren entwickelt worden, vor allem 
für die Messung der geringen Konzentrationen auf den 
Bergstationen. Alle Meßergebnisse sollen zentral ausge­
w ertet und in einer Dokumentation festgehalten werden. 
Die W issenschaftler der einzelnen Meßstationen treffen 
sich regelmäßig zu meßtechnischen Kursen und tauschen 
ihre Erfahrungen aus.

Eine neue Methode zur Entzifferung alter Papyri, die bis­
her als unleserlich galten, hat Dr. Anton Fackelmann, 
Restaurator an der österreichischen Nationalbibliothek in 
Wien, entwickelt. Mit Hilfe einer eletkrisch geladenen 
Platte entfernte er die dünne Oberschicht des Papyrus, 
die dann die Schrift sichtbar werden ließ. Vor einiger 
Zeit schon hatte Dr. Fackelmann eine Methode ent­
wickelt, durch die ausgetrocknete und nicht mehr aufzu­
rollende Papyri gerettet werden können. Frischer Papy­
russaft, auf die alten Dokumente aufgetragen, läßt sie 
wieder weich und biegsam werden. (UNESCO).

Das Forschungszentrum der Dr. Konrad Adenauer-Stiftung
hat seine Tätigkeit aufgenommen. Die Bildung eines For­
schungsstabes für politische Grundlagenforschung. ist vor­
gesehen. Ein Archiv und eine Dokumentationsstelle befin­
den sich im Aufbau. Arbeitsgebiete des Forschungsstabes 
sind vorerst die Außen- und Entwicklungspolitik, die 
Politik der Wiedervereinigung Deutschlands, die Gesell­
schafts-, K ultur- und Sozialpolitik sowie die Wirtschafts­
und Finanzpolitik. Seit dem Sommer 1965 werden Stipen­
dien an hochbegabte und förderungswürdige Studenten 
der wissenschaftlichen Hochschulen des In- und Auslandes

Angewandte Physik an

Das Institu t für Angewandte Physik der Universität 
Kiel besteht seit 1946. Sein derzeitiger Direktor hat von 
seinem Studium her zunächst auf dem Gebiet der Atom­
physik, dann lange Zeit auf dem Gebiet der Fernseh- und 
schließlich der allgemeinen Nachrichtentechnik gearbeitet. 
Mit der Institutsgründung wurde aus diesem Grund 
darauf hingestrebt, die sich durch diese Techniken für 
eine wissenschaftliche Forschung neu ergebenden Möglich­
keiten auf die ihnen zugrunde liegenden allgemeinen P rin ­
zipien zurückzuführen, um sie auf eine strenge wissen­
schaftliche Basis zu stellen und im physikalischen Experi­
ment nutzbar zu machen. Diese neue Technik des Experi­
ments, heute häufig als Elektronik, genauer Schaltungs­
elektronik, bezeichnet, w ird im Institu t auf einem breiten 
Gebiet wissenschaftlicher Tätigkeit angewandt, das von 
allgemeinen Fragen der Impuls- und Fernsehtechnik, der 
Radioastronomie, der Kernphysik, der physikalischen 
Meereskunde, bis zu Grenzgebieten der Physik in der 
Physiologie, Medizin und Kybernetik reicht.

Für die studentische Ausbildung wird fü r Anfänger eine 
Vorlesung als allgemeine Einführung in die Elektrizität 
und Wechselstromlehre gelesen. Ein physikalisches An­
fängerpraktikum , das als erstes oder zweites Praktikum  
im dritten oder vierten Semester zu besuchen ist, hat

vergeben. Im W intersemester 1965/66 erhielten 56 Stu­
denten Stipendien aus Stiftungsmitteln. Die Zahl der Sti­
pendiaten soll im Laufe dieses Jahres auf 100, davon 
20 Ausländer, erhöht werden.

Eine 27-Jahrgrenze für Studentenfahrkarten in der Bun­
desbahn ist vom 1. März an eingeführt worden. Holger 
Börner, der Vorsitzende des Verkehrsausschusses im Deut­
schen Bundestag, Holger Börner (SPD), kritisierte, daß 
diese Altersgrenze eingeführt worden sei. Sie mache sich 
besonders schwer für Studenten bemerkbar, die vor ihrem 
Studium einen Wehrdienst abgeleistet hätten oder über 
den Zweiten Bildungsweg zum Studium gelangt seien.

Eine Studie über eine Jupiter-Sonde hat der Entwick­
lungsring Nord (AERN) in Bremen, eine Interessenge­
meinschaft der Firmen Vereinigte Flugtechnische Werke 
GmbH in Bremen und Hamburger Flugzeugbau GmbH/ 
Hamburg im Aufträge des Bundesministeriums für wis­
senschaftliche Forschung ausgeführt. Die Studie sieht vor, 
daß durch eine Rakete eine 650 Kilogramm schwere Son­
de mit einer wissenschaftlichen Nutzlast von 100 Kilo­
gramm befördert wird. Sie soll der wissenschaftlichen 
Forschung des Jupiters dienen. Diese Studie gewinnt ak­
tuelle Bedeutung durch die kürzlich zwischen Präsident 
Johnson und Bundeskanzler Erhard geführten Gespräche 
über Fragen der Weltraumforschung. Missionen zum Ju ­
piter sind sowohl von der amerikanischen W eltraumbe­
hörde als auch von der Europäischen Organisation für 
Weltraumforschung erwogen worden. Die Sonde soll im 
Vorbeiflug am Jupiter eine Reihe von Messungen und 
Fernsehaufnahmen ausführen. Die Reisedauer beträgt 
850 Tage. Die Sonde soll eine Bahn von 1,2 Milliarden km 
zurücklegen.

Den Robert-Schumann-Preis w ird zum ersten Mal die 
Universität Bonn in Höhe von 25 000,— DM in diesem 
Jahre verleihen. Mit diesem Preis sollen Europäer aus­
gezeichnet werden, die durch überragende historische oder 
staatspolitische Arbeiten wissenschaftlicher oder publi­
zistischer Art der Förderung der europäischen Einheit ge­
dient haben. Der Robert-Schumann-Preis soll das Anden­
ken an den französischen Außenminister Robert Schuman 
als einen großen Europäer wahren. Er wird alljährlich 
gemeinsam mit einer bronzenen Robert-Schuman-Pla- 
kette verliehen. Die Auszeichnung wurde der Universität 
Bonn von der Hamburger Stiftung F. V. S. zur Verfügung 
gestellt. Ein sechsköpfiges Kuratorium  wird über die 
Vergabe des Preises entscheiden. Unabhängig von der 
Verleihung des Robert-Schuman-Preises durch die Uni­
versität Bonn wird die französische Robert-Schuman-Ge- 
sellschaft weiterhin eine goldene Schuman-Medaille ver­
leihen, die ebenfalls von der Stiftung F. V. S. gestiftet 
wurde.

Die 6. Dreiländer-Holztagung wird vom 27. bis 30. April 
1966 in Bad Wiessee/Oberbayern stattfinden. Die Tagung 
wird unter dem Thema „Holzforschung und Bauwesen“ 
stehen.

der Universität Kiel

seine Schwerpunkte auf dem Gebiet der Elektrizität und 
des Magnetismus sowie der Anwendung elektrischer Me­
thoden in der Meßtechnik.
Für die Studenten im fortgeschrittenen Studium werden 
Vorlesungen aus den oben genannten Gebieten von den 
habilitierten Dozenten gehalten. Weiter wird ein Elektro­
nik-Praktikum  durchgeführt, das von allen Physikstuden­
ten 4stündig, von denjenigen, die im Institu t eine Di­
plom- oder Doktorarbeit anfertigen wollen, 8stündig zu 
belegen ist. Ergänzt wird diese Ausbildung durch Semi­
nare, die insbesondere Kenntnisse über elektronische 
M eßverfahren und Geräte verm itteln sollen.
Einen besonderen Raum nimmt im Institu t die Ausbildung 
der Lehram tskandidaten ein. Für diese w ird ein 8stün- 
diges Praktikum  m it Seminar für Demonstrationen ge­
boten, in dem die künftigen Lehrer vor allem mit phy­
sikalischen Demonstrationen für den Unterricht vertraut 
gemacht werden. Diese Arbeit des Instituts w ird später 
in einem neugeschaffenen Institut, „Institut fü r Pädagogik 
der Naturwissenschaften“, weiter ausgebaut werden. Ne­
ben den Diplom- und Doktorarbeiten werden im Institut 
auch experimentelle Staatsexamensarbeiten, die auf die 
Dauer eines Sem esters-beschränkt bleiben sollen, durch­
geführt.



Aus Österreich
Eine intensive Aufklärung über die Notwendigkeit der 
Forschung als Voraussetzung für allen weiteren w irt­
schaftlichen und sozialen Fortschritt und die hierfür not­
wendigen Maßnahmen wird erstmals auf der Grazer 
Frühjahrsm esse geboten. Eine 200 Quadratm eter große 
Ausstellungsfläche steht zur Verfügung, um Aufklärung 
über die an den Hochschulen betriebene Grundlagenfor­
schung und die Zweckforschung in den Industrielabora­
torien und den kooperativen Instituten zu geben. Mit der 
Schau w ird eine Anregung des Rektors der Grazer Tech­
nischen Hochschule, Prof. Dr. Peter Klaudy, aufgegriffen. 
Prof. Klaudy hatte  die Meinung vertreten, es wäre am 
besten, die im Budget verfügbaren Mittel für die For­
schungsförderung in die Werbung fü r die Forschung zu 
investieren, um die Bevölkerung „research-minded“ zu 
machen.

Einer öffentlichen Ausschreibung freier Lehrkanzeln kön­
ne nur insoweit Bedeutung zukommen, als diese den zu­
ständigen Kommissionen einen ergänzenden Überblick 
über alle in Frage kommenden Kandidaten verschaffen 
soll. Die Professorenkollegien müßten auf jeden Fall die 
Freiheit besitzen, sich auch um Kandidaten zu bemühen, 
die auf die Ausschreibung nicht reagiert haben. Dies stell­
ten übereinstimmend Unterrichtsminister Dr. Piffl-Perce- 
vic und die Sprecher des Verbandes der Hochschulprofes­
soren nach einer Aussprache fest.

Eine der umfassendsten Fachbibliotheken der Welt —
eine Mikrofilmbibliothek — wurde von der deutschen 
Farbenfabrik Bayer-Leverkusen der Technischen Hoch­
schule in Wien als Geschenk überreicht. Auf 3650 Film­
rollen von 30 Meter Länge befindet sich die gesamte che­
mische L iteratur vom Beginn bis 1963. Insgesamt sind 
240 000 Buchbände, 50 000 Dissertationen und 4 000 regel­
mäßig erscheinende Zeitschriften auf Mikrofilmen festge­
halten. Die Aufstellung dieser Bibliothek wird allerdings 
die letzten Platzreserven in Anspruch nehmen, weshalb 
dringend gefordert wurde, durch den Bau einer Zentral­
bibliothek m ehr Raum zu schaffen.

Aus der Krebsspende-Aktion des österreichischen Rund­
funks wurde der Grazer Krebsforschung ein Gesamtbetrag 
von 6180 868 öS zugesprochen. Drei große Projekte sollen 
dam it finanziell gestützt werden: Prof. Dr. Josef Möse will 
in drei Jahren seine Forschung mit dem isolierten Clostri­
dienstamm M 55 beenden. Es geht Prof. Möse darum, mit 
Hilfe von bestimmten Sporen Krebsgeschwülste „aufzu­
weichen“, also sie zu zerstören. Prof. Dr. Erwin Schauen­
stein will in einer Gemeinschaftsarbeit die Wirkung einer 
bestimmten Substanz gegen Krebs bei gleichzeitiger Aus­
schaltung der vorhandenen Nebenwirkungen untersuchen. 
Mit 'den übrigen Mitteln werden wichtige Geräte zur 
Frühdiagnostik des Krebses angeschafft werden.

Ein vollautomatisches Forschung-Photomikroskop, bei dem
sich der Photographierende nicht m ehr um Belichtung 
und Blende zu kümmern braucht, erhält das Pflanzenphy­
siologische Institu t der Universität Wien von der Firma 
Zeiss. Sobald das neue P räparat in dieses Mikroskop ein­
gelegt und ausgeleuchtet wurde, braucht man nur noch auf 
den Knopf zu drücken und das Bild wird auf dem Film 
festgehalten. Nach eineinhalb Minuten Entwicklungszeit 
ist das Negativ in den Händen des Forschers. Das Mikros­
kop wurde der Universität Wien anläßlich der 600-Jahr- 
Feier ihres Bestehens zum Geschenk gemacht.

Das neugegründete Institut für Hochenergiephysik der
Akademie der Wissenschaften ha t mit der konstituieren­
den Sitzung des K uratorium s seine Arbeit aufgenommen. 
Das Kuratorium  besteht aus neun Mitgliedern der Aka­
demie der Wissenschaften, drei Professoren, die von der 
Rektorenkonferenz entsendet wurden und je einem Ver­
tre ter des Unterrichtsministeriums und des Finanzmi­
nisteriums. Der Vorsitzende ist Prof. Dr. Fritz Regler, 
Vorstand des Instituts für Experimentalphysik an der 
Technischen Hochschule Wien. Zum Leiter des Instituts 
wurde Doz. Dr. Wolfgang Kummer bestellt.

Das Kuratorium des neuen Forschungsinstitutes für Mole­
kularbiologie der Akademie der Wissenschaften konstitu­
ierte sich in Wien. Zum Präsidenten wurde Prof. Dr. Frie­
drich Wessely, Vorstand des Organisch-Chemischen In ­
stituts der Universität Wien, gewählt. Neben den füh­
renden österreichischen W issenschaftlern der einschlägigen 
Disziplinen gehört dem Kuratorium  auch der deutsche

Nobel-Preisträger Prof. Adolf Butenandt an. Die Leitung 
des Instituts übernimmt Doz. Dr. Günter Kreil.

Die Bauarbeiten an der Linzer Sozial- und Wirtschafts­
hochschule sind schon soweit fortgeschritten, daß mit ei­
ner termingerechten Fertigstellung bis 1. Oktober gerech­
net werden kann. Das Land Oberösterreich und die Stadt 
Linz haben im vergagenen Jah r 40 Mio. öS für den Bau 
der Hochschule aufgewendet, in den Budgets des Landes 
und der Stadt für 1966 sind dafür 80 Mio. vorgesehen.

Die Zahl der Professoren an den österreichischen Hoch­
schulen konnte in den letzten zehn Jahren um 44%  von 
457 auf 658, jene der Assistenten um 64 % von 1 460 auf 
2 393 und der Kader des nichtwissenschaftlichen Personals 
(Schreibkräfte, Laboranten) um 49 % von 1 486 auf 2 238 
erhöht werden. In der gleichen Zeitspanne stieg die Zahl 
der Studenten von 21 000 auf mehr als 52 000, also um fast 
150%. Die für 1966 vorgesehenen Verbesserungen können 
infolge des Budgetproviroriums frühestens in der zweiten 
Jahreshälfte zum Tragen kommen.
Mehr als 23% aller österreichischen Hochschüler erhielten 
im Studienjahr 1964/65 ein Stipendium nach dem Stu­
dienbeihilfengesetz; das Unterrichtsministerium hat in die­
sem Zeitraum 120 Mio. öS an 9 020 Hochschüler ausbe­
zahlt.
Dio österreichische Studentenförderungs-Stiftung beabsich­
tigt, in der Nähe der neuen W irtschafts- und Sozialhoch­
schule in Linz ein Heim zu errichten, das mindestens 150 
Hörerinnen der neuen Hochschule Platz bietet.

In Österreich wohnen derzeit 5 700 Studenten in Heimen,
das sind nicht einmal 11 %  aller Hochschüler. Weitere 5 000 
Plätze wären notwendig, um  auch nur den dringendsten 
Bedarf zu decken. Wenn man das vorausberechnete starke 
Ansteigen der Hörerzahlen berücksichtigt, m üßte man bis 
1978 sogar 10 000 zusätzliche Wohngelegenheiten für Stu­
denten schaffen.
Die 7. Internationale Tagung für Weltraumforschung wird 
vom 10. bis 19. Mai in Wien stattfinden. Der Zweck der 
Tagung ist die Koordinierung der in den verschiedenen 
Staaten gesammelten Forschungsergebnisse zum „Jahr der 
ruhigen Sonne“, die mit Hilfe von Raketen oder Satelliten 
gemacht wurden.
Elektroheilschlaf und Elektronarkose sowie die hierfür 
notwendigen Grundlagenforschungen werden im M ittel­
punkt eines internationalen Symposiums stehen, das vom
12. bis 17. September in Graz stattfinden wird. Als Ver­
anstalter zeichnen Prof. Dr. F. Spath, Vorstand der Chi­
rurgischen Universitätsklinik, und Prof. Dr. G. Oberdör­
fer, Ordinarius für den Bau und Betrieb elektrischer An­
lagen an der Technischen Hochschule Graz. 70 Vortragen­
de aus 20 Ländern werden genannt, m ehr als 300 Teil­
nehmer werden erwartet.
Zum Kongreß der Gesellschaft Deutscher Naturforscher 
und Ärzte, der Ende September in Wien abgehalten w er­
den wird, werden m ehr als 2 000 Teilnehmer erwartet. Das 
Zentralthema des Kongresses w ird lauten: „Das große 
Molekül“.
320 000 „Kleine Bildungsfahrpläne“ wurden Anfang März 
vom Unterrichtsministerium über die Schulen an die El­
tern verteilt, vor allem zunächst an jene, deren Kinder 
an den „Umsteigestationen“ des Schulwegs angekommen 
sind, an alle Eltern, die entscheiden müssen, ob ihr Kind 
von der vierten Klasse Volksschule in die Hauptschule 
oder eine höhere Schule übergehen, ob es in der fünften 
Klasse in eine berufsbildende Schule überwechseln oder 
in welchen Typ der allgemeinbildenden höheren Schule es 
weitergehen soll und schließlich an die Eltern von Ma­
turanten, denen nun der Weg zur Hochschule die Qual 
der Wahl bietet.
Mehr als ein Drittel der Grazer Studentenehepaare lebt in 
beengten Verhältnissen, wie eine Befragung von 300 stu ­
dierenden Ehepaaren ergab. Die Hochschülerschaft plant 
zur Linderung dieser Wohnungsnot den Bau eines Wohn­
heimes für Studentenehepaare und eines Kindergartens.

Die Meldungen aus Österreich entnehmen wir dem „Pressedienst für 
Bildungspolitik und Forschung" (ibf). Dieser Pressedienst erscheint seit 
1. Oktober 1965 als Nachrichtendienst täglich, als Reportagendienst wö­
chentlich und als Dokumentationsdienst vierzehntägig. Eigentümer, 
Herausgeber und Verleger ist die „Arbeitsgemeinschaft für Bildungs­
politik“! Chefredakteur: Dr. Felix Gamillscheg, Wien 9, Türkenstraße 3.



P E R S O N A L I A
BERUFUNGEN UND ERNENNUNGEN

a) ordentliche Professoren
Berlin (TU): Privatdozent Dr. oec. publ. Karl S c h e i d l /  
München (Betriebswirtschaftlehre) wurde zum ordentli­
chen Professor ernannt. — Ao. Prof. Dr. rer. nat. Karl 
P 1 i e t h (Spezielle Physikalische Chemie) wurde Rang 
und Würde eines ordentlichen Professors verliehen.
Bochum: Zu ordentlichen Professoren wurden ernannt: 
Dozent Dr. rer. nat. Helmut L a n g e r /  Würzburg (Zoo­
logie), Privatdozent Dr. rer. nat. W erner S c h r e y e r /  
Kiel (Mineralogie), Dr.. theol. Paul W erner S c h e e l e /  
Paderborn (Fundamentaltheologie) und Wissenschaftlicher 
Rat Dozent Dr. rer. nat. H artm ut E h 1 i c h / Tübingen 
(Mathematik).
Erlangen-Nürnberg: Dozent Dr. Hans Ulrich Z w i c k e r  
(WerkstoffWissenschaft) wurde zum ordentlichen Professor 
an der Technischen Fakultät ernannt.
Gießen: Privatdozent Dr. jur. Albrecht D i e c k m a n n /  
Mainz (Zivilprozeßrecht) hat den Ruf auf den ordent­
lichen Lehrstuhl für Bürgerliches Recht und Zivilprozeß­
recht angenommen.
Göttingen: Prof. Dr. rer. nat. M artin K n  e s  e r  (Mathe­
matik) erhielt einen Ruf auf einen ordentlichen ' Lehr­
stuhl seines Faches an der U niversität Heidelberg. — 
Prof. Dr. rer. nat. Hans-Heinrich V o i g t  (Astronomie 
und Astrophysik) erhielt einen Ruf auf ein O rdinariat für 
Astronomie an der Universität Hamburg.
Hamburg: Prof. Dr. rer. pol. Helmut D i e d e r i c h  (Be­
triebswirtschaftslehre) erhielt einen Ruf auf das Ordina­
riat für Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, Wirtschafts- 
prüfungs- und Treuhandwesen an der Wirtschaftshoch­
schule Mannheim. — Prof. Dr. jur. Wilhelm H e n n i s  
(Politische Wissenschaft) erhielt einen Ruf auf das Ordi­
nariat seines Faches an der Universität Gießen. — Prof. 
Dr. phil. Karl Ludwig S c h n e i d e r  (Deutsche Philologie 
und Literaturwissenschaft) erhielt einen Ruf auf ein Ordi­
nariat für Neuere Deutsche Literaturgeschichte an der 
Universität Heidelberg. — Privatdozent Dr. K urt P a w -  
1 i k / Wien (Psychologie) hat den Ruf auf ein Ordinariat 
seines Faches angenommen.
Hannover (TiHo): Wissenschaftlicher Rat Prof. Dr. agr. 
Hans R u n d f e l d t  (Angewandte Genetik und Biome­
trie) wurde zum ordentlichen Professor ernannt.
Konstanz: Zu ordentlichen Professoren wurden ernannt: 
Prof. Dr. phil. Hans A e b 1 i / Berlin (Psychologie), Prof. 
Dr. phil. Waldemar B e s s o n / Erlangen-Nürnberg (Poli­
tische Wissenschaft), Prof. Dr. phil. Hans Robert J  a u ß / 
Gießen (Romanische Philologie), Prof. Dr. phil. Franz 
Georg M a i e r /  F rankfurt (Alte Geschichte), Prof. Dr. 
phil. H erbert N e s s e l h a u f  / Freiburg (Alte Geschichte), 
Prof. Dr. phil. Ralph D a h r e n d o r f  / Tübingen (Soziolo­
gie) und Prof. Dr. phil. Wolfgang P r e i s e n d a n z  / Mün­
ster (Deutsche Philologie).
Mainz: Prof. Dr. jur. Hubert A r m b r u s t e r  (öffent­
liches Recht) erhielt einen Ruf auf das Ordinariat seines 
Faches an der Universität Erlangen-Nürnberg.
Mannheim: Prof. Dr. rer. pol. Eberhard W i t t e  (Betriebs­
wirtschaftslehre) erhielt einen Ruf auf den Lehrstuhl 
seines Faches an der Universität Bochum. — Privatdozent 
Dr. rer. pol. Fritz P h i l i p p  / Marburg (Betriebswirt­
schaftslehre) hat den Ruf auf das Ordinariat fü r Allge­
meine Betriebswirtschaftslehre angenommen.
München: Zu ordentlichen Professoren wurden ernannt: 
Dr. phil. nat. Friedrich H a n s s m a n n ,  Lehrbeauftragter 
für Unternehmens- und Verfahrensforschung, Privatdozent 
Dr. rer. nat. Karl R u p p e r  t  (Geographie) und Prof. Dr. 
Hermann B e n g t s o n  (Alte Geschichte). — Ao. Prof. 
Dr. med. Anton O b e r n i e d e r m a y r  (Kinderchirurgie) 
wurden die Bezeichnung sowie die akademischen Rechte 
und Pflichten eines ordentlichen Professors verliehen.
Würzburg: Prof. Dr. jur. Dr. phil. Friedrich M e r z ­
b a c h e r /  Erlangen-Nürnberg (Deutsche Rechtsgeschichte, 
Kirchenrecht, Bürgerliches Recht und Handelsrecht) wurde 
zum ordentlichen Professor ernannt.

b) außerordentliche Professoren
München: Dr. phil. Leopold K r e t z e n b a c h e r  (Deut­
sche und Vergleichende Volkskunde) wurde zum außer­
ordentlichen Professor ernannt.

c) Honorarprofessoren

Braunschweig: Dr.-Ing. Horst P o m m e r ,  stellvertreten­
der Direktor der Badischen Anilin- und Soda-Fabrik AG/ 
Ludwigshafen, wurde zum Honorarprofessor in der Na­
turwissenschaftlich-Philosophischen Fakultät ernannt.

Heidelberg: Prof. Dr. phil. Hermann G o e t z ,  Lehrbeauf­
tragter für Indische Geschichte und Kunstgeschichte, 
wurde zum Honorarprofessor ernannt.

d) Wissenschaftliche Räte

Berlin (TU): Zu Wissenschaftlichen Räten wurden ernannt: 
Privatdozent Dr.-Ing. Friedrich M i e 1 k e (Denkmalpflege) 
und Privatdozent Dr.-Ing. M artin S c h m i d t  (Sonder­
probleme der Bergschadenkunde).

c) außerplanmäßige Professoren

Berlin (TU): Apl. Prof. Dr. rer. pol. Albrecht K r u s e -  
R o d e n a c k e r  (Volkswirtschaftslehre und Volkswirt­
schaftspolitik) wurde zum beamteten außerplanmäßigen 
Professor ernannt.
Bonn: Zu außerplanmäßigen Professoren wurden ernannt: 
Dozent Dr. Hans-Dietrich B e r g e d e r  (Strahlenbiologie), 
Dozent Dr. med. Hans E g 1 i (Physiologie) und Privatdo­
zent Dr. med. dent. Dr. med. Ernst L a u t e n b a c h  
(Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde).

Frankfurt: Privatdozent Dr. phil. Hermann P r e l l  (Mikro­
biologie) wurde zum außerplanmäßigen Professor ernannt.

Göttingen: Privatdozent Dr. rer. nat. Diether G r  o h n e  
(Angewandte Mathematik) wurde zum außerplanmäßigen 
Professor ernannt.

Hamburg: Prof. Dr. med. Heinrich A l b r e c h t  (Psych­
iatrie und Neurologie) erhielt einen Ruf auf das Ordinariat 
fü r Kinder- und Jugendlichenpsychiatrie.

Karlsruhe: Privatdozent Dr. rer. nat. K urt U l m e r  (Phy­
sik) wurde zum außerplanmäßigen Professor ernannt.

Marburg: Prof. Dr. med. Hellmut N e u b a u e r  (Augen­
heilkunde) erhielt einen Ruf auf den ordentlichen Lehr­
stuhl seines Faches an der Universität Köln. — Dozent Dr. 
rer. nat. M artin K l i n g e n b e r g  (Physiologische Chemie) 
wurde zum außerplanmäßigen Professor ernannt.

München: Zu außerplanmäßigen Professoren wurden er­
nannt: Privatdozent Dr. med. Axel G e o r g  i i  (Allge­
meine Pathologie und Pathologische Anatomie), P rivat­
dozent Dr. med. Egbert S c h m i e d t  (Chirurgie und 
Urologie) und Privatdozent Dr. phil. Ernest S c h a n z e r  
(Englische Philologie).

Münster: Prof. Dr. med. Hugo E i c k h o f f  (Hals-, Na­
sen- und Ohrenheilkunde) erhielt einen Ruf auf das Ordi­
nariat seines Faches an der noch zu errichtenden Medi­
zinischen Fakultät der Technischen Hochschule Aachen. — 
Privatdozent Dr. med. Theodor B. T i w i s i n a (Chirur­
gie) wurde zum außerplanmäßigen Professor ernannt:

f) Dozenten und Privatdozenten

Berlin (TU): Zu beamteten Privatdozenten wurden er­
nannt: Privatdozent Dr. rer. nat. Burkhard H o f m e i ­
s t e r  (Geographie), Privatdozent Dr.-Ing. A rthur T a u ­
s e n d  (Physik), Dr.-Ing. H ans-H erm ann F e l r n h o l z  
(Strömungslehre), Privatdozent Dr. rer. nat. Axel von 
H i l l e b r a n d t  (Geologie und Paläontologie), P rivat­
dozent Dr. rer. nat. Monika F e l l e r - K n i e p m e i e r ,  
tätig am elektronenmikroskopischen Labor, und Privat­
dozent Dr. rer. pol. Karl-Heinz B e r g e r  (Betriebswirt­
schaftslehre).
Bonn: Dozent Dr. jur. Hilde K a u f m a n n  (Strafrecht, 
Strafprozeßrecht und Kriminologie) erhielt einen Ruf auf 
den ordentlichen Lehrstuhl für Strafrecht und Kriminolo­
gie an der U niversität Kiel.

Göttingen: Privatdozent Dr. agr. Kord B a e u m e r  (Acker- 
und Pflanzenbau) erhielt einen Ruf auf den neuerrichteten 
Lehrstuhl für Acker- und Pflanzenbau. — Privatdozent 
Dr. phil. Ludwig B e r g m a n n  (Botanik) erhielt einen 
Ruf auf den Lehrstuhl seines Faches an der Universität 
Köln.
Hamburg: Privatdozent Dr. med. H erbert K l o s t e r h a l ­
f e n  (Urologie) erhielt einen Ruf auf das Ordinariat 
seines Faches.



Marburg: Privatdozent Dr. rer. nat. Joachim S c h r ö t e r  
(Theoretische Physik) wurde zum beamteten Dozenten er­
nannt.
München: Zu Universitätsdozenten wurden ernannt: P ri­
vatdozent Dr. med. Alfred S c h a u e r  (Allgemeine Patho­
logie und Pathologische Anatomie), Dr. med. vet.. Chri­
stian G a i l  (Tierzucht) und Privatdozent Dr. phil. Wolf­
gang O s t  h o f f (Musikgeschichte).

Münster: Dozent Dr. theol. Hans J o r i s s e n  (Dogmatik 
und Dogmengeschichte) erhielt einen Ruf auf den ordent­
lichen Lehrstuhl für Dogmatik und Theologische Propä­
deutik an der U niversität Bonn. — Zu Dozenten wurden 
ernannt: Privatdozent Dr. theol. Horst S e e b a s s  (Alt- 
testamentliche Theologie und Exegese), Wiss. Ass. Dr. 
phil. Wolfgang B a b i 1 a s (Romanische Philologie), Wiss. 
Ass. Dr. phil. Johannes R. R a t h o f e r  (Germanische 
Philologie) und Dr. phil. Dr. theol. M artin W alter K r a u s e  
(Ägyptologie m it besondere Berücksichtigung der Kopto- 
logie).

g) Lektoren
Berlin (TU): Zu beamteten Lektoren wurden ernannt: 
Dr. phil. Giuseppe P i p i t o für Romanische Sprachen 
und L iteraturen und Dr. phil. Abel Orlando P u g l i e s e  
für Romanische Sprachen und Literaturen. — Mit der 
Durchführung von Lektoraten wurden beauftragt: Hilde­
gard F r i e b e l  für Sprecherziehung und Dr. Jose M. 
N e i s t e i n  für Portugiesisch.

Bonn: Caitriona H e r t z  wurde zur außerplanmäßigen 
Lektorin für Keltisch ernannt.

HABILITATIONEN UND VERLEIHUNG DER 
VENIA LEGENDI

Berlin (TU): Dipl.-Math. Dr. rer. nat. G erhard B r u h n  
erhielt die venia legendi für das Fach M athematik und 
Mechanik.
Darmstadt: Es habilitierten sich: Dr.-Ing. Richard 
S c h a r  d t für das Fach Statistik und Stahlbau und Dr.- 
Ing. Heinrich B r u n s w i g  für das Fach Nachrichten­
technik.
Frankfurt: Die venia legendi wurde verliehen an: Dr. rer. 
nat. Reiner B a s s  für das Fach Physik und Dipl.-Kfm. 
Dr. W alter E n d r e s  für das Fach Betriebswirtschafts­
lehre. — Privatdozent Dr. med. Heinz P f l ü g e r  
(Anästhesie) wurde von der Universität Göttingen an die 
Universität F rankfurt umhabilitiert.

Freiburg: Es habilitierten sich: Dr. med. Peter S t r u n k  
für das Fach Neuropsychiatrie des Kindes- und J u ­
gendalters, Dr. med. Hans G r o p p  für das Fach Chirur­
gie und Dr. med. Rudolf B e r g l e i t e r  für das Fach 
Neurologie, insbesondere Neuroradiologie.

Gießen: Die venia legendi erhielten: Dr. med. dent. 
Wolf gang B ü t t n e r  für das Fach Ernährungswissen­
schaft und Zahnheilkunde, Dr. rer. nat. Helmut S c h r a u -  
d o l f  für das Fach Botanik und Dr. rer. nat. Heinrich 
S p r a n k e l  für das Fach Zoologie. — Privatdozent Dr. 
med. Georg S c h ü t t e r l e  / Heidelberg ha t sich für das 
Fach Innere Medizin an die Universität Gießen umhabili­
tiert.
Heidelberg: Privatdozent Dr. phil. Alfred L i e d e  hat sich 
für das Fach Neuere Deutsche Literaturgeschichte von der 
Universität Basel an die Universität Heidelberg um habili­
tiert. — Dr. rer. pol. Willi B i h n  erhielt die venia legendi 
für das Fach Ökonometrie und Statistik.

Karlsruhe: Die venia legendi erhielten: Dr. rer. nat. 
Joseph G r o b e  fü r das Fach Anorganische Chemie, Dr. 
rer. nat. Dieter K u m m e r  fü r das Fach Anorganische 
Chemie, Dr. rer. nat. G erhard L a n g  fü r das Fach Geo­
botanik, Dr.-Ing. Ernst A d a m s  für das Fach Strömungs­
mechanik, Dr. med. Georg S c h o f f a fü r das Fach Bio­
physik, Dr.-Ing. Horst B ö h m  für das Fach Metallkunde 
(Umhabilitation) und Dr.-Ing. Helmur K r u p p  für das 
Fach Physikalische Grundlagen der Verfahrenstechnik.

Mainz: Es habilitierten sich: Dipl.-Kfm. Dr. rer. pol. Ger­
hard  W. S c h m i t t - R i n k  für das Fach Volkswirt­
schaftslehre und Dr. rer. nat. Rudolf K i r  s t  e für das 
Fach Physikalische Chemie.

München: Die venia legendi erhielten: Dr. oec. publ. Edu­
ard G a u g 1 e r  für das Fach Betriebswirtschaftslehre, Dr. 
med. Klaus D e v e n s für das Fach Chirurgie des Kindes­
alters, Dr. med. Alfred S c h a u d i g  für das Fach Chirur­

gie, Dr. phil. W alter H a u g für das Fach Deutsche Philo­
logie und Dr. phil. Karl S c h n i t h für das Fach Mittlere 
und Neuere Geschichte. — Apl. Prof. Dr. rer. nat. Heinz- 
Hermann R e i c h e n b a c h - K l i n k e  wurde von der 
Technischen Hochschule München an die U niversität Mün­
chen um habilitiert und erhielt die venia legendi für das 
Fach Fischereibiologie und Fischkrankheiten.

Münster: Es habilitierten sich: Dr. jur. M artin K r  i e i e  
fü r das Fach öffentliches Recht, Rechts- und Staatsphilo­
sophie, Dr. med. Bernhard D i e c k h u e s  für das Fach 
Augenheilkunde und Dr. phil K arlfried G r ü n d e r  für 
das Fach Philosophie.

Würzburg: Die venia legendi erhielten: Dr. med. Heinrich 
G r ü n b e r g  für das Fach Hals-, Nasen- und Ohrenheil­
kunde und Dr. med. Malte Erik W i g a n d  für das Fach 
Hals-, Nasen- und Ohrenheilkunde.

VERTRETUNGEN

Darmstadt: Dr. rer. pol. Gerhard K a d e  wurde mit der 
kommissarischen W ahrnehmung des ordentlichen Lehr­
stuhls für Statistik und Ökonometrie beauftragt. — Dr.- 
Ing. W alter R a a b  wurde mit der kommissarischen W ahr­
nehmung des ordentlichen Lehrstuhls für Maschinen­
elemente und Mechanik beauftragt.

Frankfurt: Prof. Dr. med. Wolfgang Albert L i e b  (Au­
genheilkunde) wurde mit der kommissarischen W ahrneh­
mung des ordentlichen Lehrstuhls für Augenheilkunde 
beauftragt.

Karlsruhe: Prof. Dr.-Ing. Hermann D o n a n d t (Förder­
technik) wurde bis zur Wiederbesetzung m it der V ertre­
tung des Lehrstuhls für Fördertechnik beauftragt.

BEURLAUBUNGEN

Marburg: Prof. Dr. jur. Ernst W o l f  (Bürgerliches Recht, 
Arbeitsrecht und Rechtsphilosophie) wurde für die Zeit 
vom 1. 4 1966 bis 30. 9. 1966 beurlaubt.

Münster: Prof. Dr. phil. Otto H i l t b r u n n e r  (Klas­
sische Philologie) wurde für die Dauer des WS 1966/67 
beurlaubt.

EMERITIERUNGEN
München: Prof. Dr. med. K urt K o l l e  (Psychiatrie und 
Neurologie) wird mit Ablauf des Monats März 1966 von 
seinen amtlichen Verpflichtungen entbunden.

ABGELEHNTE BERUFUNGEN

Göttingen: Prof. Dr. rer. nat. Hans S t r e h l o w  (Physi­
kalische Chemie) hat den Ruf auf den ordentlichen Lehr­
stuhl seines Faches an der Universität Freiburg abgelehnt.

Karlsruhe: Prof. Dr. rer. nat. Heinz Gerhard K a h l e  
(Experimentalphysik) hat den Ruf auf das Ordinariat I für 
Experimentalphysik an der Freien U niversität Berlin ab­
gelehnt.

NEUE INSTITUTSDIREKTOREN
Hannover (TiHo): Prof. Dr. agr. Hans R u n d f e l d t  (An­
gewandte Genetik und Biometrie) wurde zum Direktor des 
Instituts für Statistik und Biometrie ernannt.

Karlsruhe: Prof. Dr.-Ing. Hans V i c t o r  (Werkzeug­
maschinen und Betriebstechnik) wurde zum Direktor des 
Instituts für Werkzeugmaschinen und Betriebstechnik 
ernannt.

GASTPROFESSUREN

Frankfurt: Prof. Dr. George M a l t e s e ,  M aryland Uni- 
versity/USA, ist für die Zeit vom 15. 6. 1966 bis 30. 8. 1967 
am Mathematischen Seminar als Gastprofessor tätig. — 
Prof. Dr. Miroslav K r a v a r  / Zagreb ist für die Zeit 
vom 1. 4. bis 30. 9. 1966 als Gastprofessor für Slavische 
Philologie tätig. — Prof. Dr. Ichiro S u i z u / Kyoto Uni- 
versity ist fü r die Zeit vom 1. 4. bis 1. 8. 1966 Gast­
professor für Probleme der Siedlungsgeographie in Süd­
ostasien und Europa. — Dr. Hiroshi F u d j i (z. Z. Uni- 
versity of Pittburgh) erhielt fü r die Zeit vom 15. 5. 1966 
bis auf weiteres eine Gastforscherstelle in der Medizini­
schen Fakultät.

Marburg: Prof. Dr. T u c k e r ,  University of Utah/USA, 
wurde für die Zeit vom 1. 5. 1966 bis 31. 7. 1966 eine Gast­
professur am Mathematischen Institut übertragen.



Münster: Prof. Dr. Ettore C a s a r  i / Mailand wurde von 
der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät für 
die Zeit vom 1. 4. bis 31. 7. 1966 zu Gastvorlesungen ein­
geladen.

AKADEMISCHE EHRUNGEN 

a) Ehrenpromotionen

Berlin (TU): Prof. Dr. Nils W e s t e r m a r c k  wurde die 
Würde eines Doktors der Landbauwissenschaft ehren­
halber verliehen. — Prof. Dipl.-Ing. Paul K o 1 b a c h 
(Brauereitechnologie) wurde von der Technischen Hoch­
schule München die Würde eines Doktor-Ingenieurs eh­
renhalber verliehen.

Göttingen: Prof. Dr. sc. nat. Wilhelm J o s t  (Physikalische 
Chemie) wurde von der Technischen Hochschule Darm­
stadt der Ehrendoktorgrad verliehen.

Hamburg: Prof. Dr. phil. Hans Herloff I n h o f f e n /  
Braunschweig (Organische Chemie) wurde der Grad eines 
Doktors der Medizin ehrenhalber verliehen.

Hannover (TH): Dr.-Ing. Friedrich L e h n e r  / Hannover 
und Oberingenieur Johannes P e t e r s /  Deisenhofen wurde 
die Würde eines Doktor-Ingenieurs ehrenhalber verliehen.

VON DEN WISSENSCHAFTLICHEN AKADEMIEN, 
GESELLSCHAFTEN UND INSTITUTEN

Freiburg: Prof. Dr. phil. nat. Dr. med. K urt M e r z  
(Pharmazeutische Chemie) wurde zum Mitglied der Deut­
schen Akademie der Naturforscher Leopoldina in Halle 
gewählt. — Prof. Dr. theol. Dr. phil. h. c. Friedrich S t e g -  
m ü 11 e r  (Dogmatik) wurde zum korrespondierenden 
Mitglied der Philosophisch-historischen Klasse der Baye­
rischen Akademie der Wissenschaften in München ge­
wählt.

Mainz: Von der Akademie der Wissenschaften und der 
L iteratur wurde Prof. Dr. phil. Johannes B e n z i n g 
(Islamische Philologie und Islamkunde) zum ordentlichen 
Mitglied und Prof. Dr. phil. nat. Karl E g 1 e / F rankfurt 
(Botanik) zum korrespondierenden Mitglied gewählt.

Münster: Prof. Dr. med. Fritz H o l l w i c h  (Augenheil­
kunde) wurde in den wissenschaftlichen Beirat der Deut­
schen Gesellschaft fü r Plastische- und W iederherstel­
lungschirurgie gewählt.

VON DER MAX-PLANCK-GESELLSCHAFT

Göttingen: Prof. Dr. rer. nat. Hubert L u d  w i e g  (Strö­
mungsphysik) und Dr. Friedrich-W ilhelm R i e g e l s  w ur­
den zu Wissenschaftlichen Mitgliedern der Aerodyna­
mischen Versuchsanstalt Göttingen e. V. in der Max- 
Planck-Gesellschaft berufen.

i
Heidelberg: Prof. Dr. med. Wilhelm H a s s e l b a c h  (Phy­
siologie) und Prof. Dr. H artm ut H o f f m a n n - B e r l i n g  
wurden zu Direktoren und Leitern selbständiger Abtei­
lungen am Institu t fü r Physiologie im M ax-Planck-Insti- 
tu t für medizinische Forschung berufen. .

München: Prof. Dr. rer. nat. Heinz J a g o d z i n s k i  (Kri­
stallographie und Mineralogie) wurde zum auswärtigen 
Wissenschaftlichen Mitglied des M ax-Planck-Instituts für 
Einweiß- und Lederforschung berufen.

Kiel: Privatdozent Dr. rer. nat. H ans-Jürgen O v e r b e c k  
wurde zum Direktor der selbständigen Abteilung für 
Allgemeine Limnologie in der Hydrobiologischen Anstalt 
der M ax-Planck-Gesellschaft in Plön und zum Wissen­
schaftlichen Mitglied der Anstalt berufen.

TITEL VERLEIHUNGEN UND AUSZEICHNUNGEN

Düsseldorf: Prof. Dr. med. Dr. h. c. E rnst D e r r  a (Chirur­
gie) wurde das Große Verdienstkreuz des Verdienstor­
dens der Bundesrepublik verliehen.

SONSTIGE ERNENNUNGEN UND AUFTRÄGE
Erlangen-Nürnberg: Prof. Dr. rer. pol. Horst Claus 
R e c k t e n w a l d  (Volkswirtschaftslehre) wurde als Mit­
glied des Berufungsausschusses der Universität Regens­
burg benannt.

EHRUNGEN UND ERNENNUNGEN 
DEUTSCHER WISSENSCHAFTLER IM AUSLAND

Berlin (TU): Prof. Dipl.-Ing. Peter K o l l e r  (Städtebau 
und Siedlungswesen) wurde von der Technischen Hoch­

schule Wien die Johann-J.-Rtyter-von-Frechtl-M edaille 
verliehen. *
Bochum: Prof. Dr. jur. Roman S c h n u r  (Politische Wis­
senschaft) ist von der OECD zum Mitglied eines in ter­
nationalen Sachverständigenrats berufen worden.

MITGLIEDSCHAFT IN AUSLÄNDISCHEN 
WISSENSCHAFTLICHEN GESELLSCHAFTEN

Bonn: Prof. Dr. phil. Dr. sc. h. c. Dr. phil. h. c. Carl 
T r o l l  (Geographie) wurde zum Ehrenmitglied der So- 
ciete Beige d‘Etudes Geographiques in Gent gewählt.

München: Prof. Dr. med. Dr. med. h. c. Rudolf Z e n k e r  
(Chirurgie) und Prof. Dr. phil. Dr. med. h. c. Feodor 
L y n e n (Chemie) wurden zu korrespondierenden Mit­
gliedern der österreichischen Ärztegesellschaft (van Swie- 
ten Gesellschaft) ernannt.

Münster: Prof. Dr. med. Hans G ö t z  (Dermatologie und 
Venerologie) wurde von der Mexikanischen Dermatolo­
gischen Gesellschaft zum Ehrenmitglied ernannt.

BERUFUNGEN UND EINLADUNGEN 
DEUTSCHER WISSENSCHAFTLER INS AUSLAND

Erlangen-Nürnberg: Prof. Dr. phil. Theodor S c h a r ­
m a n n  (Psychologie, insbesondere Wirtschafts- und So­
zialpsychologie) erhielt einen Ruf auf den ordentlichen 
Lehrstuhl für Psychologie an der Hochschule für Sozial- 
und Wirtschaftswissenschaften in Linz.

Frankfurt: Dozent Dr. med. Gerhard V o s s i u s  (Physio­
logie und Biologische Kybernetik) wird vom 1. 5. bis 31. 7. 
1966 beim Case Institute of Technology in Cleveland/Ohio 
die Stelle eines Visiting Associate Professor wahrnehmen. 
— Dozent Dr. rer. nat. Helmut S a l z m a n n  (Mathema­
tik) w ird vom 14. 3. bis 4. 6. 1966 an der University of 
Cincinnati/Ohio als Visiting Professor lehren. — Prof. 
Dr. rer. nat. Ernst August B e h r e n s  (Mathematik) wird 
vom 15. 9. 1966 bis 30. 6. 1967 als Visiting Professor an der 
Michigan-State University, East Lansing/USA lehren.

Freiburg: Prof. Dr. theol. Adolf K o l p i n g  (Funda­
mentaltheologie) wurde für März 1966 zu Vorlesungen an 
die Päpstliche Universität beim Lateran eingeladen.

Karlsruhe: Prof. Dr.-Ing. Karl K o l l m a n n  (Maschinen­
konstruktionslehre und Kraftfahrzeugbau) hat eine Gast­
professur in Japan  angenommen.

Münster: Prof. Dr. phil. Jacob S t e i n e r  (Neuere 
Deutsche Literaturgeschichte) wurde von der New York 
State University in Buffalo eingeladen, für ein Jah r eine 
Gastprofessur zu übernehmen. — Prof. Dr. phil. Gerhard 
C r o 11 (Musikwissenschaft) erhielt einen Ruf auf die 
Lehrkanzel seines Faches än der neugegründeten Univer­
sität in Salzburg.

GEBURTSTAGE

Bonn: Prof. Dr. jur. Dr. phil. Otto S p i e ß  (Semitische 
Philologie und Islamkunde) vollendete am 5. 4. sein 
65. Lebensjahr. — Prof. Dr. med. Philipp S t ö h r  (Anato­
mie) vollendet am 12. 4. sein 75. Lebensjahr. — Prof. Dr. 
Robert W i z i n g e r - A u s t  (Chemie) vollendet am 28. 4. 
sein 70. Lebensjahr.

Göttingen: Prof. Dr. rer. pol. W alter H e r r m a n n  (Sozial­
pädagogik) vollendete am 27. 3. sein 70. Lebensjahr.

Hannover (TH): Prof. Heinrich W i e p i n g (Landespflege, 
Landschafts- und Gartengestaltung) vollendete am 23. 3. 
sein 75. Lebensjahr.
München: Prof. Dr. phil. Dr. med. h. c. Paul B ü c h e r  
(Zoologie) vollendet am 12. 4. sein 80. Lebensjahr. — Prof. 
Dr. med. Ludwig K i e l l e u t h n e r  (Urologie) vollendet 
am 18. 4. sein 90. Lebensjahr. — Prof. Dr. phil. Hans 
J a n t z e n  (Mittlere und Neuere Kunstgeschichte) voll­
endet am 24. 4. sein 85. Lebensjahr. — Prof. Dr. phil. 
Hugo K e h r e r  (Kunstgeschichte) vollendet am 27. 4. 
sein 90, Lebensjahr.

Tübingen: Prof. Dr. med. Bruno N i e k a u  (Innere Medi­
zin) vollendete am 23. 3. sein 80. Lebensjahr.

TODESFÄLLE

Bonn: Prof. Dr. rer. pol. H erbert von B e c k e r a t h  
(Wirtschaftliche Staatswissenschaften, insbesondere Aus­
ländische Volkswirtschaften) ist am 10. 3. im A lter von 
79 Jahren  verstorben.
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13. 4.
Aus der Forschungsarbeit unserer Hochschulen. Univ.-Doz. 
Dr. W alter Tranquillini: Vom W ärmehaushalt der Pflan­
zen (österr. Rdf. II, 17.25).
Aus Wissenschaft und Forschung. (Deutschlandfunk, 17.30).
Die Internationale Radiouniversität. Neue Tendenzen in 
der Pharmakologie (1). Medikamentöse Behandlungsme­
thoden des Krebses. Ms.: Dr. A lbert Fanchamps/Basel 
(österr. Rdf. II, 22.35).

14. 4.
Aus Wissenschaft und Forschung. (Deutschlandfunk, 10.10). 
Forscher zu Gast, (österr. Rdf. II, 17.25).
Bildungsfragen der Gegenwart. Interkontinentale Bildung. 
Ms.: Dr. E rnst-G ünther Kolbenach (Hess. Rdf. II, 17.30).
Zeitfunk aus Forschung und Technik. (SWF II, 17.45). 
Manipulierte Evolution. — Biologische Möglichkeiten zur 
Züchtung spezifischer Menschen typen. Ms.: Thor Nielsen 
(Österr. Rdf. II, 21.00).
Das Heidelberger Studio. Die philosophische Hintertreppe. 
Eine Vorlesungsreihe von Prof. Dr. Wilhelm Weischedel/ 
Berlin. 2. Sokrates oder das Ärgernis des Fragens (SDR II, 
21.00).

Aus Wissenschaft und Technik. Die wöchentliche Umschau 
(SDR II, 21.30).
Forum der Wissenschaft. 1. Musikwissenschaft — Begriff 
und Aufgabe. Eine kritische Untersuchung von Dr. Klaus 
Blum. — 2. Bruno Liebrucks: „Sprache und Bewußtsein“
II. Eine Buchbesprechung von Dr. Günther Schulz (Radio 
Bremen II, 21.30).
Prestige-Korporationen. Das Verbindungswesen an den 
Ingenieur- und Fachschulen (Hess. Rdf. II, 21.50).
Die Gymnasiastenrepublik. Thomas Ellwein, Friedrich 
Minssen, Hans Scheuerl und Manfred Teschner sprechen 
über die Bildungsorganisation in Deutschland (NDR/SFB
III, 21.55).
Internationale Rundfunkuniversität. 1. K rebstherapie mit 
schnellen Elektronen. Über die Notwendigkeit einer ver­
besserten Strahlenbehandlung. Von Prof. Dr. W erner Hell- 
riegel/Stuttgart. — 2. Grundlagen der modernen Physik. 
Die Farbentheorie gestern und heute. Von Prof. Marie- 
Antoinette Tonnelat/Paris. — 3. Die Verschmutzung. Aus­
wirkungen der Luftverunreinigungen auf Tiere. Von Prof. 
Georges Tendron/Paris (Hess. Rdf. II, 22.00).
Aus dem Hochschulleben. Kommentare und Berichte 
(SDR II, 22.40).

15. 4.
Aus Naturwissenschaft und Technik. (WDR, 17.20). 
Wissenschafts-Notizen. (Radio Bremen II, 21.05).
Die Internationale Radiouniversität. Neue Tendenzen in 
der Pharmakologie (2). Die medikamentöse Behandlung 
der arteriellen Hypertension. Ms.: Dr. Peter L. Imhof/Ba- 
sel (österr. Rdf. II, 22.35).

16. 4.
Philosophie der Gegenwart. 2. Der historische H inter­
grund des zeitgenössischen chinesischen Denkens. Ms.: 
Francois Huang (SFB, 10.45).
Aktuelle Naturwissenschaft. Aus Forschung und Technik 
in England und Ubersee (SFB, 11.00).
Lessing-Hochschule. Der gegenwärtige Stand der medizi­
nischen Forschung und Praxis. 1. Das Krebsproblem. Vor­
trag von Prof. Dr. med. Heinz Oeser/FU Berlin (SFB, 
12.00).

17. 4.
Lebendige Wissenschaft. Dr. Max Otto Bruker/Lemgo: 
Der Zucker als K rankheitsfaktor (SDR, 10.05).
Die Aula, die Stunde der Universität. Prof. Jacques La- 
cant: Frankreich als kultureller Katalysator in Europa 
(SWF, 10.30).

Der Wissenschaftsbericht. Die Suche nach außerirdischem 
Leben. Probleme der Exobiologie, dargestellt von Werner 
A. Kral (SDR II, 16.00).
Die Internationale Radiouniversität. Das Selbstverständnis 
der Erwachsenenbildung. Es spricht Univ.-Ass. Dr. Ru­
dolf Gönner/Saarbrücken (österr. Rdf. II, 18.00).

18. 4.
Das wissenschaftliche Buch. Neuerscheinungen zur Sozio­
logie. Rezensent: Helmut Lamprecht (Deutschlandfunk, 
10. 10) .

Schulen für die Zukunft. Von Prof. Dr. Christian Graf von 
Krockow (Saarl. Rdf., 21.00).
Kongreßbericht. Lebensmittelchemiker tagen. Bericht aus 
Hamburg (Deutschlandfunk, 22.00).

19. 4.
Deutsche Lehr- und Forschungsstätten. Das Institu t für 
Städtebau und Wohnungswesen in München. Von Ilse Rie- 
ger (Saarl. Rdf. II, 22.00).
Ilochschulnachrichten. (Saarl. Rdf. II, 22.15).

20. 4.
Aus der Forschungsarbeit unserer Hochschulen. Sprach- 
tabu und Euphemismus. Ms.: Univ.-Doz. Dr. Johann Sofer 
(österr. Rdf. II, 17.25).
Aus Wissenschaft und Forschung. (Deutschlandfunk, 17.30). 
Die Internationale Radiouniversität. Neue Tendenzen in 
der Pharmakologie (3). Vom Vitamin zum Pharmakon. 
Ms.: Univ.-Prof. Dr. Bernhard Fust und Dr. Robert M. 
Kunz/Basel (österr. Rdf. II, 22.35).

21.4.
Aus Wissenschaft und Forschung. (Deutschlandfunk, 10.10). 
Forscher zu Gast. Univ.-Doz. Dr. Hans Steinh äußer 
spricht über die Internationale Hydrologentagung in Bu­
dapest (österr. Rdf. II, 17.25).
Bildungsfragen der Gegenwart. Die Pädagogik des Ba­
rock oder die Veränderung des Menschen durch Wissen. 
Ms.: Prof. Hans-Michael Elzer (Hess. Rdf. II, 17.30). 
Zeitfunk aus Forschung und Technik. (SWF, 17.45). 
Lehrstühle und leere Stühle (1). Eine Untersuchung zum 
Nachwuchsproblem der deutschen Universitäten. Von 
Hans-Götz Oxenius (SWF, 21.00).
Das Heidelberger Studio. Die philosophische Hintertreppe. 
Vorlesungsreihe von Prof. Dr. Wilhelm Weischedel/Ber- 
lin. 3. Platon oder die philosophische Liebe (SDR II, 21.00). 
Aus Wissenschaft und Technik. Die wöchentliche Um­
schau (SDR II, 21.30).
Der Magistergrad. (Hess. Rdf. II, 21.50).
Die Internationale Rundfunk-Universität. 1. Krebsthera­
pie m it schnellen Elektronen. Die Ergebnisse. Von Prof. 
Dr. W erner Hellriegel/Stuttgart. — 2. Was ist Buddhis­
mus? Die Kausalität. Von Prof. Dr. Fumio Hashimoto/Ba- 
sel. — 3. Finalität und Leben. Vom Gesichtspunkt des Bio­
logen. Von Prof. Paul Emilie Pilet/Lausannan (Hess. Rdf. 
II, 22.00).

22. 4.
Die Internationale Radiouniversität. Neue Tendenzen in 
der Pharmakologie. (4). Antikonzeption durch orale Hor­
monapplikation. Ms.: Univ.-Prof. Dr. Erich G latthaar/W in­
terthur (österr. Rdf. II, 22.35).

23. 4.
Philosophie der Gegenwart. 3. Die Erneuerung des bud­
dhistischen Denkens. Ms.: Francois Huang (SFB, 10.45). 
Hochschule heute. Themen und Perspektiven. Von Frank 
Pauli (SFB, 11.00).

24. 4.
Die Aula. Prof. Dr. Wolf gang Baumgart: Der deutsche 
Shakespeare (SWF, 10.30).-
25. 4.
Der wissenschaftliche Bericht. (Bayer. Rdf. II, 19.30).
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Jahresregister 1962

A

Afrika-Forschung 2,1; 2,2; 2,2; 2,3; 2,4; 19,10.

Akademie der Wissenschaft und Literatur in Mainz 6,4; 7,7. 

Anaesthesiologie 13,8.

Anthropologie 10,9. , .
Arbeitsgemeinschaft für Forschung 10,2.

Arbeitskreis für Terminologie 2,9.

Arbeitsmedizin 6,7; 14,8; 21,12.

Archäologie 10,9; 15/16,9; 19,10.

Archive 8,10; 15/16,8; 17/18,5; 20,10; 23,9.

Astronomie 1,9; 3,9; 3,9.

Atlantische Hochschule 23,10.

Atlantische Konvention 3,8; 4,9.

Atomforschung 1,7; 6,8; 6,8; 13,9; 14,8; 24,10. 

Ausbildungsförderung 11,5; 14,6; 23,3.

Ausländische Studenten in der BRD 6,7; 13,5; 14,7; 19,10; 
20,8; 22,7; 24,8.

Ausländische Universitäten:
Ägypten 6,9.
Afrika 23,7; 23,7.
England 1,8; 3,2; 13,6; 19,6; 20,10.
Frankreich 6,9; 22,11; 24,10.
Ghana 1,8.
Italien 4,9; 6,9; 19,10.
Iran  6,9.
Liberia 3,8.
Norwegen 15/16,8.
Österreich 3,9.
Polen 6,7.
Schweden 6,9.
Südvietnam 17/18,5.
UdSSR 19,10; 23,8.
USA 4,9; 4,9; 24,9.'
Internationale Universität, Luxemburg 20,8. 

Ausländische Wissenschaftler in der BRD 22,2; 22,11. 

Auslandsbesuche deutscher Wissenschaftler 8,2. 

Auslandsbeziehungen 4,8; 23,10.

Ausschuß für Universitäten und Forschung beim Europarat
8,3.

Auszeichnungen, Preise, Preisausschreiben 2,10; 5,9; 6,5; 
6,7; 10,7; 12,7; 12,7; 13,8; 14,5; 17/18,5; 17/18,5; 17/18,5; 
19,10; 20,10; 22,11.

B

Batelle-Institut 8,10.

Berlinhilfe 1,10.
Berufspädagogik 2,10.

Betriebswirtschaft 15/16,6; 24,9.

Bibliotheken 2,10; 2,10; 4,8; 19,10.

Bildungspolitik 20,2; 21,12; 22,3.

Bildungshilfe 6,8.

Bildungsrat 10,7.
Bildung und Fernsehen 14,5.

Biologie 8,10; 9,6; 19,9.

Biophysik 5,6.

Botanik 11,2.
Buddhistische Enzyklopädie 4,16.

Bundesuniversität Berlin 2,9.

c
Chemiestudium 11,9; 20,6.

Convent Deutscher Akademikerverbände 17/18,5.

D

Deutsch-Amerikanische Columbus Gesellschaft 2,7.

Deutsche Forschungsgemeinschaft 6,3; 9,6; 12,1; 13,1; 13,3; 
17/18,6; 19,3; 21,11; 22,2; 22,8; 24,6.

Deutschlandinstitute 20,10.

Deutscher Akademischer Austauschdienst 1,4; 2,8; 3,7; 4,8; 
6,5; 7,16; 8,4; 9,8; 12,5; 13,7; 14,9; 15/16,6; 17/18,4; 19,6; 
21,3; 22,2; 22,7; 23,6; 24,6.

Deutscher Bundestag 3,2.

Deutscher Hochschulführer 8,10.

Deutscher Hochschulverband 13,8; 17/18,1.

Deutsches Studentenwerk 3,8; 6,8; 6,8; 20,1.

Carl Duisberg-Gesellschaft 4,8.

E
v

Elektrizitätsforschung 19,10.

Elektronik 10,8; 20,10.

Entwicklungshilfe 1,4; 3,1; 6,8; 15/16,7; 15/16,7; 17/18,3; 20,4; 
23,10; 24,7.



Ernährungswissenschaft 20,10.

Erwachsenenbildung 4,1.

Ethnologie 20,10.

Euratom 23,10.

Europäische Erziehungsministerkonferenz 20,10; 21,7. 

Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 2,6. 

Europäische Kultusministerkonferenz 3,2. 

Evangelisches Studentenwerk 15/16,7.

Examen 24,10.

Fernsehforschung 14,5.

Filmwirtschaft 12,8.

Flüchtlingsstudenten 12,6.

Forscherzentrum in Uppsala 1,7.

Forschung 7,1; 22,3.

Forschungsförderung 2,6; 3,7; 4,3; 7,1; 12,4; 17/18,5, 21,1; 
21,3; 23,9.

Forschungsminister 1,3.

Frauenstudium 21,4; 22,7.

Fulbright-Kommission 3,2; 10,7; 14,8; 20,4; 21,11; 22,1. 

Funkforschung 5,6; 5,8.

Ibero-Amerika-Institut, Hamburg 23,6.

Industrielle Forschung 1,10; 21,1.

Ingenieurausbildung, Ingenieurschulen 6,6; 9,10; 19,10. 

Institute, siehe Seminare, Institute, Kliniken

International Association for the Exchange of Students for 
Technical Experience (IAESTE) 1,4; 22,7.

International Brain Organisation (IBRO) 13,8. 

Internationale Ferienkurse 20,8.

Internationale Studentenkonferenz 14,9.

Internationaler Kulturaustausch 7,3.

Internationales Mercator-Jahr 6,7.

Internationales Schulbuchinstitut 12,7.

Internationales Spendenwesen 12,6.

Internationale Studentenvereinigungen 6,9.

Internationale Universität, Luxemburg 20,8.

Jahresrückblick 1962 24,1. 

Jurastudium 20,8.

K

G
! •' ' ' ' 1 > ' .

Genetik 7,7; 12,9.

Geodäsie 13,8; 20,10.

Geschichtsforschung 12,7; 19,9; 19,10.

Gesellschaft Deutscher Chemiker 8,10.

Goethe-Institut 17/18,4; 20,10.

Görres-Gesellschaft 19,9.

Göttinger Akademie der Wissenschaften 17/18,5.

H

Habilitation 2,10; 5,9.
Hochschul-Ausbau, -Neubauten, -Erweiterungen 1,9; 1,10; 

2,8; 2,10; 2,10; 2,10; 2,10; 2,10; 7,16; 7,16; 10,7; 13,8; 14,8; 
17/18,5; 24,10; 24,10.

Hochschulaußenstellen 24,7.

Hochschulbeamte 20,10. - ( .
Hochschulen in der SBZ 7,16; 19,8.

Hochschulförderung 1,10; 7,16.

Hochschulkundliche Vereinigung 1,8.

Hochschulneugründung 1,10; 2,8; 2,8; 2,9; 3,8; 3,8; 3,8; 3,8; 
4,4; 4,7; 4,9; 5,9; 5,9; 5,9; 6,7; 6,7; 6,7; 8,3; 11,9; 12,7, 12,7; 
12,7; 14,5; 14,8; 21,9; 21,12; 21,12.

Hochschulpraktikanten-Austausch 14,5.

Hochschulreform 14,1,15/16,1; 15/16,6.

Hochsdiultage 20,3.

Hochschulverband 24,5.

Hochschulverwaltung 1,3.

„Hoffmannhaus“ Fallersleben 14,10.

Honnefer Modell 10,7. .J

Karthographie 17/18,5.

Kliniken, siehe Seminare, Institute, Kliniken 

Kommunalwissenschaft 3,9; 15/16,8.

Kommunismus 17/18,6; 19,4; 20,5.

Kultusministerkonferenz, siehe Ständige Konferenz der 
Kultusminister der Länder

Kunsthochschulen 15/16,8.

L

Lärmforschung 22,11. |

Landwirtschaftliche Forschung 7,6; 20,3. 

Landwirtschaftliches Studium 22,11.

Lehrerbildung 1,10; 14,7; 19,9.

Limnologie 14,8.

Linguistik 20,10.

Lyrik 7,7.

M
i . , ' /

Marktforschung 13,5.

Mathematik-Wissenschaft 6,7; 17/18,5.

Medizinische Akademien 2,10; 5,9; 8,10; 14,8; 14,8; 15/16,8.

Medizinische Forschung 1,7; 6,7; 12,9; 13,8; 14,7; 15/16,5; 
17/18,5; 19,9; 19,9.

Medizin-Studium 13,6; 20,10.

Mensa 1,10; 11,4; 14,8.

Meteorologie 10,8; 10,9.
Mineralogie 19,9.

Musikhochschulen, Musikwissenschaft 14,8; 15/16,8; 19,9.



N
Nachwuchsförderung 4,8; 23,4.

Natur-Forschung 17/18,5.

Nobelpreis, Nobelstiftung 13,4.

Numerus clausus 5,9.

o
OECD-Konferenz über Fragen der Zusammenarbeit zwi­

schen Industrie und technischem Bildungswesen 6,6.

Orthopädie 19,10.

Ohm, Georg Simon 6,6.

Ozeanographie 19,10.

P
Pädagogik 6,7; 17/18,5.

Pädagogische Hochschulen 1,10; 1,10; 6,8; 8,10; 10,7; 10,7; 
14,6; 17/18,5; 17/18,5; 20,10.

Paläontologie 15/16,8.
Pflichtuntersuchung für Studenten 4,9.

Pharmazie 17/18,8; 19,10; 19,10; 19,10.

Philosophie 19,10; 22,11.

Physik-Forschung 23,9; 23,10.

Max-Planck-Gesellschaft, Max-Planck-Institute, 2,10; 6,7; 
7,16; 11,1; 17/18,5; 21,2; 22,11; 23,9.

Pneumokoniose 1,9.

Politische Wissenschaft 19,2; 20,2; 21,12.

Preise, siehe Auszeichnungen, Preise, Preisausschreiben 

Primatologie 8,10.
Publizistische Wissenschaft 21,7.

R
Raketenforschung, siehe Weltraumforschung 

Rat für kulturelle Zusammenarbeit im Europarat 6,4. 
Rationalisierung 21,2.
Rechtsstudium 1,1.

Rechtswissenschaft 19,9; 22,7.

Robbins-Committee 6,3.

s
Seminare, Institute, Kliniken 4,8; 6,7; 6,7; 7,6; 7,9; 8,8; 8,10; 

8,10; 11,3; 11,9; 19,9; 23,6; 24,10.
Sozialwissenschaften 2,10; 3,8; 5,7; 5,9; 6,7.
Sportforschung 6,10.
Sprachforschung 2,9; 6,7; 17/18,5; 21,12.

Spranger, Eduard 19,1.

Südasien-Institut 11,3.

Südosteuropaforschung 1,5.

Sch r "
Schiffsbauforschung 15/16,8.

Schulwesen 3,8; 5,8; 5,8; 19,9; 21,12.

St
Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder 7,3; 

11,3; 15/16,5; 19,2.

Staubforschung 19,9.

Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 4,1; 5,9; 6,7; 
7,3; 8,1; 9,1; 10,6; 14,4; 17/18,5; 19,3; 21,3; 21,11; 22,6; 22,11;
23,10.

Stiftungen:
Friedrich-Ebert-Stiftung 20,7.
Ford-Stiftung 21,11.
Fulbright-Kommission 3,2; 3,8.
Heinrich-Hertz-Stiftung 21,12. 
Alexander-von-Humboldt-Stiftung 5,1; 12,6; 22,7. 
Klopstock-Stiftung 19,10.
Westfälische Freiherr-vom -Stein-Stiftung 12,7. 
Studienstiftung des deutschen Volkes 20,10.
Fritz Thyssen-Stiftung 22,1.
VW-Stiftung 1,10; 5,9; 21,8; 22,6; 24,10.

Stipendien 3,7; 3,8; 14,4; 15/16,7; 17/18,5; 17/18,9; 20,8. 

Strahlenforschung 1,7; 3,9; 3,9.

Studentenbewegung für übernationale Föderation 8,9. 

Studentenschaftsrecht 19,7.

Studentenvereinigungen 1,4; 1,10; 1,10; 3,1; 3,3; 3,5; 3,6; 5,4; 
6,1; 6,8; 7,8; 8,6; 8,10-9,9; 9,10; 10,1; 12,7; 12,8; 13,5; 13,8; 
14,6; 14,6; 14,6; 15/16,8; 15/16,8; 17/18,5; 19,7; 20,10; 20,10; 
20,10; 21,7; 21,9; 24,8.

Studentenzahlen 5,5; 6,7; 13,8; 13,8; 14,8. 

Studentenzeitschriften 6,8.

Studentische Filmklubs 6,8.
Studentische Krankenkassen 22,11.

Studienreform 1,1.

Studienwahl 7,4; 21,4; 22,8.

T
Technische Forschung 2,6.

Technisches Studium 3,2; 15/16,8.

Textilchemie 13,8.

Theologie-Studium 19,9.

Thünen-Archiv 8,10.

u
Universitäten 14,1; 23,2.

Universitätsfunk 14,8.

Universitätsrecht 4,1.
1 . i

V
Veterinärmedizin 5,9.

w
Weltraumforschung 3,9; 5,9; 10,9; 14,8; 20,9.

Westdeutsche Rektorenkonferenz 4,2; 5,3; 14,2; 22,3. 

Wirtschaftswissenschaft 21,3.

Wirtschaft und Wissenschaft 21,11.

Wissenschaftsförderung 8,1; 13,1; 13,3; 15/16,8; 17/18,5; 21,1; 
21,3; 23,9; 23,9.

Wissenschaftsrat 4,10; 7,7; 9,7.

World University Service 20,4.

z
Zoologie 7,9.

Zulassung, Zulassungsbeschrankung 2,10.


